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Zehn Jahre Wiederausbau Berlins.
Von Dr. M ü l le r - W i e l a n d , Obermagistratsrat.

Wie in allen deutschen Städten hat auch in der Reichs-
hauptstadt der Weltkrieg hemmend und zerstörend gewirkt.
zeigt sich schon äußerlich in den Einwohnerziffern. Der Weltkrieg
hat, ähnlich wie der Dreißigjährige Krieg und der Siebenjährige

«

Krieg, die Einwohnerzahl Berlins und seiner Vororte um 200 000

zurückgeworsen. Das Groß-Berlin am Ende des Jahres 1918 bot
kommunal ein trau-

riges Bild. Seine
kommunale Verwal-

tung war, obwohl
Berlin und seine
Vororte gesellschaft-
lich, wirtschaftlich
und verkehrlich eine

tatsächliche Einheit
bildeten, in fast 100

selbständige neben-

einanderstehende Ge-

meindeverwaltungen
zersplittert. Manche
Groß-Berliner Ge-
meinde war über-

schuldet«, Viele Ge-
meindebetriebe stan-
den vor dem Zusam-

. menbruch. Die kom-
munalen Einrichtungen Groß-Berlins waren weder einheitlich
ausgenutzt noch einheitlich ausgestaltet.

Eine derart zersplitterte Organisation konnte den ungeheuren
Ausgaben nicht gewachsen sein, die nach dem gewaltigsten aller

Kriege und nach einer schweren Niederlage allgemein von den deut-

schen Gemeinden und besonders von Berlin als Deutschlands
politischem, wirtschaftlichem und sozialem Mittelpunkt zu leisten
waren. Die erste Tat im Dienste des Wiederaufbaues der Reichs-
hauptstadt mußte sein, die kommunale Organisation Groß-Berlins
von Grund auf neu zu formen. Das

preußischeGesetz vom 27. April 1920 über
die Bildung einer neuen Stadtgemeinde
Berlin faßte 8 Stadtgemeinden, 59 Tand-

gemeinden und 27 Gutsbezirke, insgesamt
94 Groß-Berliner Einzelgemeinden, zu
einer Einheitsstadt zusammen. Dieser Zus-
sammenschlußGroß-Berlins war eine kom-
munale Großtat, die man schon von dem
alten Preußen gefordert hatte, die aber erst
von dem neuen Preußen vollbracht worden ist.
Die dringend notwendige, sozialer Gerechtig-
keit entsprechende Gleichmäßigkeitin der Ver-

sorgung und Belastung aller Einwohner
Groß-Berlins, die Nationalisierung des auf-
geblähten Groß-Berliner Verwaltungsappa-
rates, die ein Gebot wirtschaftlicher Vernunft
und in einer Zeit der Finanznot eine Selbst-

»,-

Evangelische Kirche in BerlinSchmargendvrf

-

worden. Der Wiederaufbau der Reichshauptstadt, der Berliner

Wirtschaft und —- man kann mit Recht sagen —- auch der Wirt-

schaft des gesamten Deutschlands ist durch die kommunale Neu-

organisation Groß-Berlins wesentlich gefördert worden. Die

großen Erfolge der neuberliner Politik wie: die Zusammenfassung
der Stadtverkehrsmittel, die Einrichtung des größten Flughafens
der Welt, der Bau des größten Binnenhafens Mittels und Ost-

» deutschlandsjder Neuaufbau der Werke, die moderne Ausgestaltung
-

der Entwässerung, die Einrichtung des Fleischgroßmarktes, die

Förderung der Landwirtschaft und des Gartenbaues, die neue Bau-

ordnung, die Messe- und Ausstellungseinrichtungen wären in einem
in fast .100 Einzelgemeinden zerrissenen Groß-Berlin gar nicht
oder nur unvollkommen möglich gewesen.

’

Das Gesetz über die Bildung der neuen Stadtgemeinde Berlin

stellte die städtischenKörperschaften vor Organisations- und Ver-

waltungsaufgaben, wie sie in der Kommunalgeschichte ohne Bei-

spiel sind. Jn einer Zeit schwerster Not des deutschen Vater-

landes, in ständigem Ringen mit den Nachwirkungen des Krieges
und mit den Begleiterscheinungen der Jnflation, mit Unruhen,
Finanznot und nicht zuletzt mit Widerständen, die sich aus dem
Zusammenschluß selbst ergaben, mußten 94 Gemeinden auf eine

seinheitliche Verwaltungsgrundlage gebracht werden. Auch die

Gegner der kommunalen Neuorganisation Groß-Berlins erkennen
an, daß diese gewaltige Aufgabe verhältnismäßig glatt und schnell

-

durchgeführt worden ist.
'

Die Bevölkerungszahl Berlins list seit Kriegsende wieder in

ständigem Steigen begriffen. Die Reichshauptstadt hat sich von

l9i

Das
"

Glaoumschlossener Kindergarten inBerlinsLichtenberg
«

- Spielplätze im Freien

verständlichkeit war, ist erst durch das Gesetz Berlin ermöglicht

.

Verkehr

1920———1928um 458 000 Menschen vermehrt, im Durchschnitt der

letzten Jahre um jährlich 70 ooo bis 80 000. Berlin muß also
innerhalb seines Weichbildes alljährlich eine Großstadt von 70 000

bis 80 000 Einwohnern erbauen. Die Stadtverwaltung ist sich
bewußt, daß die Förderung der Bautätigkeit eine ihrer wichtigsten
Aufgaben sein muß.

Jn keiner anderen Weltstadt ist der Anteil an der Gesamt-
bevölkerung, den die Arbeiter, Angestellten und Beamten haben.
so groß wie in Berlin. Jeder zweite Erwerbstätige in Berlin ist
Arbeiter, jeder vierte Erwerbstätige Angestellter oder Beamter.
Die natürliche Folge einer solchen Zusammensetzung der Ein-

wohnerschaft ist, daß die sozialen Probleme wohl nirgends so groß
sind wie in der deutschen Reichshauptstadt. Berlin ist bestrebt, den

Massen Arbeit zu beschaffen. Es hat in weitem Umsange die Er-

werbslosen zum Aufbau und Ausbau seiner Betriebe und darüber

hinaus zu Notstandsarbeiten herangezogen. Die Wohlsahr«tspflege,
die früher in den Groß-Berliner Einzelgemeinden völlig verschieden
eingerichtet war, ist nach neuzeitlichen Gesichtspunkten vereinheit-
licht und umgestaltet worden. Das Gesundheitswesen ist weit-
gehend reformiert und in einem zentralen Organ zusammengefaßt
worden. Berlin hat in dem Bewußtsein, daß die Arbeitsfähigkeit
der Bevölkerung nur durch eine möglichst alle Schichten und alle

Altersklassen umfassende Gesundheitsfiirsorge wiederhergesielli
werden kann, seine Gesundheitsfürsorgesssstematisch und auf weite
Sicht ausgebaut. Auf die vorbeugenden »Wohlfahrts, und Gesund-
heitsmaßnahmen ist besonderer Wert gelegt worden. Die Sozial-
politik kann ohne gute Wirtschaftspolitik keine Dauererfolge
erzielen.

«

Das neue Berlin hat ständig sich bemüht, der

Wirtschaft zu helfen. Diesem Ziele diente dser Wiederaufbau
und Ausbau der städtischen Betriebe. Die kommunalen Betriebe
Berlins standen in den Nachkriegsjahren vor Aufgaben dreifacher
Art: Erstens mußten die technischen Einrichtungen gangbar er-

halten und entsprechend der fortschreitenden Bebauung und dem
Ausbau des Straßennetzes ständig erweitert werden. Zweitens
waren die Wunden zu heilen, die der Weltkrieg, die Revolution

und die Jnflation den Betrieben geschlagen
hatten. Drittens mußte die über 94 Ge-
meinden zerstreuten Betriebe zusammen-
gefaßt, umgestaltet, personell, technisch und

finanziell rationalisiert werden. Die Stadt-

verwaltung hat alle drei Aufgaben mit

Erfolg gelöst. Sie hat trotz der ungeheuren
Ausgaben, die für den Wiederaufbau der
alten Anlagen und für die Errichtung der

großen Neuanlagen gemacht werden mußten,
es verstanden, die Tarife so niedrig wie

möglich zu halten. Die Berliner Werk-

tarife sind mit die niedrigsten in ganz
Deutschland. Sie sind, wenn man die

gesunkene Kaufkraft des Geldes berück-

sichtigt, sogar billiger als in der Vorkriegs-
zeit. Der «Wassertarif ist selbst dann

- noch niedriger als im alten Berlin,
wenn man die Vorkriegsmark gleich Reichsmark setzt-

Die Berliner Elektrizitätswirtschaft hat sich in der Nachkriegs-
zeit fast stürmisch entwickelt. Der jährliche Stromverbrauch ·je
Kopf der Einwohnerschaft betrug 1919 139 kWh, 1928 bereits

297 kWh. Jm Jahre 1925 waren erst 24 v. H» 1928 bereits 50 v. H.
aller Berliner Wohnungen mit Elektrizität versorgt.

«

Die Gas-

abgabe ist in den Jahren 1924——1928 um 40 v.H. gestiegen.»Das

ist um so bemerkenswerter, als sich die Beleuchtung immer
mehr von Gas auf die Elektrizität umstellt. Auch der Wasser-
verbrauch hat infolge der verstärkten hygienischen und kulturellen

Bedürfnisse erheblich zugenommen. Er betrug im Jahre »1928
durchschnittlich 137 Eiter je Kopf nnd Tag. Die städtischen
Elektrizitäts-, Gas- s

und Wasserwerke
haben eine erste Be-

deutung für die Ber-

liner Wirtschaft.
’

Die moderne

Wirtschaft ist ohne
undenkbar.

Die Verkehrsstärke
einer Stadt zeigt den

Pulsschlag ihres
Wirtschaftslebens an.

Das neue Berlin hat
tatkräftig mitgehol-
sen, sdie Verkehrs-
möglichkeiten von, Kvlonie Fischtalgrund
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nach und innerhalb
der Stadt zu ver-

bessern und nach
Möglichkeit zu ver-

billigen. Es hat

derne Hafenanlagen
geschaffen, insbeson-
dere den West- und

Osthafen. Der

Schiffahrtsverkehrim
Weichbild Berlins,
der während des

Krieges um die

Hälfte zurückgegan-
gen war, hat den

Vorkriegsstandnicht nur erreicht, sondern überschritten. Fast
zwei Fünftel der Gütereinfuhr nach der Reichshauptstadt und ein
reichliches Viertel der Güterausfuhr erfolgt auf dem Wasserwege.
Der Luftverkehr Deutschlands und Europas hat in« dem durch die
Initiative der Stadtverwaltung geschaffenen Flughafen Berlin-
Tempelhof einen natürlichen Mittelpunkt erhalten. Die Jnnens
verkehrsmittel, Straßenbahn, Omnibus, Hoch- und Untergrundbahn,
die vor dem Kriege von privaten Unternehmungen betrieben
wurden, sind in kommunale Bewirtschaftung genommen und in
einer einzigen städtischenVerkehrsgesellschaft
zusammengefaßt. Das Schnellbahnnetz ist
binnens eines Jahrzehnts um fast das

Doppelte, nämlich um eine Gesamtlänge von

40 km, erweitert worden. Was das schon
rein geldlich bedeutet, zeigt die Tatsache, daß
der Bau von 1 km Untergrundbahn in der

Jnnenstadt über 10 Millionen RM.

kostet.
Ein bedeutsames Ziel der kommunalen

Wiederaufbauarbeit war, die Nahrungs-
mittelversorgung so zweckmäßig und voll-
kommen wie nur möglich zu gestalten. Berlin

muß nicht nur die eigene Einwohnerschaft,
sondern auch die in der näheren Umgebung
wohnende Bevölkerung — insgesamt etwa
5 Millionen Menschen — versorgen. Es
hat sein Marktwesen großzügig ausgestaltet,
den Vieh- und Schlachthof ausgebaut und

SiemenostadtsBerlim Arsenal für Hochspannung

großzügige und mo-«

t- Its

eReuberliner Mietebaus

mit einem Fleisch-
großmarkt verbun-
den. Auf dem Vieh-
hof und dem

Fleischgroßmarktsind
1928 rd. Z Mil-
liarden RM. umge-
setzt worden. Berlin

ist seit dem Kriege
besonders darauf be-

dacht, sein unmittel-
bares Hinterland zu
seinem hauptsächlich-
sten Lebensmittel-

lieferanten zu machen
und jedes Fleckchen
Erde in seiner Umgebung zur Erzeugung von Nahrungs-
mitteln instandzusetzen. Die Stadtverwaltung hat deshalb die

Landwirtschaft und den Gartenbau in und um Berlin mit Rat
und Tat, insbesondere mit Krediten, unterstützt, Meliorationen von

Ödländereien entweder finanziert oder selbst durchgeführt.
Die Reichshauptstadt ist das größte Arbeitnehmerreservoir der

deutschen Wirtschaft. Mehr als der sechste Teil aller öffentlichen
und nicht gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlungen erfolgt in Berlin.
Der Ausbau des Schulwesens der Reichshauptstadt ist daher

besonders wichtig. Berlin hat nicht nur das

Volks-, Mittel- und höhere Schulwesen ent-

wMM sondern vor allem auch das Berufs-
und Fachschulwesen planmäßig ausgebaut.
Die Reichshauptstadt zählt heute US 000 Be-

rufsschüler und 45 000 Fachschüler.
Berlin hat sich nach dem Kriege immer

mehr zum Handels-, Verkehrs-, Ver-

waltungss und Kapitalzentrum Deutsch-
lands entwickelt. Es hat eine führende
Stellung innerhalb aller Weltstädte. Sein

beispielloser Aufstieg, der nur noch in
Amerika seinesgleichen findet, ist mit ein

Verdienst seiner rührigen Verwaltung. Möge
sich das neue Berlin, seine Verwaltung, seine
Bürgerschaft und seine Wirtschaft stets
dessen bewußt sein, daß Arbeit für und
an Berlin auch Arbeit für und an ganz
Deutschland ist und sein muß!

A
Umgestaltung deo Alexanderplatzeo

Zehn Jahre St. Germaim
Zum 2. Juni, dem Tag der Liberreichungder Jriedensbedinaungen an Deutschösierreich.

Von Dr. Heinz von Paller, Wien.

Fast einen vollen Monat früher als Deutschösterreichwaren dem
Deutschen Reiche die Friedensbedingungen überreicht worden.
Deutschösterreichahnte schon, was seiner harrte. Dennoch unterließ
Österreichs damalige Regierung unter Dr. Renner als Staats-
kanzler nichts, was die Ententemächte über den freien Willen der

deutschenBevölkerung der ehemaligen Donaumonarchie hätte in

Zweifel lassen können. Noch ehe jener erste Entwurf der Deutsch-
österreich auferlegten Friedensbedsingungen
von St. Germain üsberrieichtworden war,

von der deutschösterreichischenNationalversammlung auf Grund des

Selbstbestimmungsrechtes beanspruchten Staatsraumes sollte anderen
Staaten zufallen. Das gesamte Sudetengebiet mit mehr als
Zst Millionen Deutschen fiel an die Tschechoslowakei, Südtirol bis
zum Brenner an Jtalien. Untersteiermark einschließlichRadkersburg
sollten mit dem unteren Murtal an Südslawien gegeben, das südliche
und mittlere Kärnten einschließlichKlagenfurt sollte mit dem südslawischen

Staat vereint werden. Über die nördlicheGrenze

protestierte die deutschöstserreichischeNatio-

nalversammlung und mit ishr die gesamte
Bevölkerungin einer Kundgebung an die
Wieimsaver Nationalversammlung gegen das

Versailler Diktat, das schon jenen Artikel 80

enthält, der das Deutsch-e Reich zur An-

erkennung der ,,Un-abhängigkieit«Ost-err-eichs
ziwingen sollte.

Am 2. Juni 1919, in dem Augenblick-
als die ganze Welt gespannt auf die Ent-

scheidung des Reiches über »die Annahme
oder Ablehnung der Friedensbedinsgungen
von Versailles wartete — Wilson und Tloyd
George gaben diese Spannung dramatisch
geschildert —, wurden der jungen deutsch-
österreichischenRsepusblik ihr-e Fri-e-densbedin-

PEHTSCH
,

Ze-
gegen das DeutscheReich Und die östlichegegen
Ungarn enthielt dieser erste Entwurf der

Friedensbediingungen von St. Germain keine

Bestimmungen Doch noch viel härter als
die territoriialen Forderungen waren die

wirtschaftlichem Wie das Deutsche
«

Reich, mußte sauch Deutschöstierrseichden.

1.ll alliierten und assoziierten Mächten gegen-
..

W

III tE
s

« li
l

über die Verpflichtung der Meistbegünstigung
Y «1-- IIIHI

. .

As

·

ils

l ·

slsssts’

«
eingehen. Dies war hart, ging aber so lange

»

, s--",- nicht an das Leben des Staates, so lange es sich
«

-
«

»

um die Handelsbeziehungen zu England oder zu
den Vereinigten Staaten, zu Frankreich oder

zu Italien handelte. Aber der Vertrag legte
Deutschösterreich dieselben Verpflichtungen
auch zugunsten der Sukzessionsstaaten auf und

gungen überreicht. Der erste Eindruck war
« »

niederschmetterndl AsnsSchrecklichkeit und zierstörendierWirkunguber-
ragen sie noch jene von Versailles. Deutschösterreichwurden im

wesentlichen ebenso schwere Bedingungen auferle t·, wie
·

Deutschen Reich, nur mit dem bedeutenden Unters Ied, daß die

kleine Republik die Lasten einer Großmacht allein auf
sich nehmen sollte. Richt weniger als zwei Fünftel der deutsch-
österreichischenBevölkerung sollten ungefragt, sollten gegen ihren
unzweifelhaften Willen der Fremdherrschaft unterworfen, ihres
·Selbstbestimmungsrechtesberaubt werden. Mehr als 35 v.H. des

dem.

das war unvergleichli schlimmer. Mit Recht
erklärte in jener den würdigen außerordent-

lichen Sitzung der deutschösterreichischenNationalversammlung vom

7. Juni 1919 der damalige Staatssekretär für Außeres Dr. Bauer:

»Wir müssen von der tschechoslowakischenRepublik die wichtigsten
Rohstoffe und Lebensmittel, vor allem auch die Kohle, beziehen. Es

ist geradezu eine Lebensfrage für uns, uns diesen Bezug zu sichern;
in welchem Maße eine Lebensfrage, zeigt ein Blick auf unsere
Hunderttausende Arbeitslosen, die nur darum arbeitslos sind, weil
wir nicht Kohle genug bekommen, die Dampfkessel unserer Fabriken
zu heizen. Aber wie sollen wir zu den Handelsabkommen mit

195
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unseren Nach«barstaaten,die für uns buchstäblich eine Lebensnot--

wendigkeit sind, kommen, wenn man uns von vornherein die Hände
bindet, uns von vornherein verpflichtet, fast alles, was wir in

solchen Handelsübereinkommen als Preis für die uns lebensnot-

wendigen Gegenzugeftändnisse zugestehen könnten, ohne jede Gegen-
leistung zu gewähren?« Von gleicher verheerender Wirkung war

die Verpflichtung, die Schulden an österreichischeGläubiger zu
zahlen, ihre Guthaben zurückzuzahlen,ohne daß Österreich sie der

Vermögensabgabe unterwerfen dürfe. Die gefährlichste Be-

st immu n g des ganzen Vertragsentwurfes war aber die, die jedem
Rachfolgestaate das Recht gab, alten österreichischenBesitz auf seinem
Boden zu konfiszieren, und den deutschösterreichischsenStaat ver-

pflichtet, seine sStiaatsibürger,die auifdiieseWeise entseignet werden, zu
entschädigen. Jene gleiche dem Deutschen Reich auferlegte Verpflich-
tung bedeutete für Deutschösterreichunendlich viel mehr. Denn es

liegt auf der Hand, daß das deutschösterreichischeEigentum in jenen
Staaten, mit denen .Deutschösterreich durch Jahrhunderte hin-
durch einen Staat bildete, relativ Und absolut weit größer
war, als etwa der reichsdeutsche Besitz in Frankreich oder Italien.
Die Verfasser des Friedensvertrages von St. Germain hatten eben

völlig übersehen, daß das Verhältnis Wiens zu den Nachfolge-
staaten doch ein ganz anderes ist als das Verhältnis des Deutschen
Reiches etwa zu England oder Frankreich. Jn all diese er-

wähnten wirtschaftlichen Bedingungen sind jedoch noch nicht
jene finanziellen Belastungen einbezogen, die schließlich nach dem

endgültigen Vertrag unter dem Schlagwort der ,,Wiedergutmachung«
laufen. Sie bleiben hier unerörtert, da sie im ersten Entwurf des

St.-Germainer Friedensvertrages noch nicht festgelegt waren, in

ihrem Durchführungsversuch schließlich auch zum finanziellen Zu-
sammenbruch des deutschösterreichischenStaates geführt haben.
Man braucht nicht erst auf all die übrigen Einzelheiten, die der

Wehrlosmachung, der Eingriffe in die Justiz-, Finanz- und Zoll-
hoheit, der Beschränkung der Verwaltungs-s und Verkehrshoheit, der
indirekten Aufhebung der staatlichen Souveränität Österreichs über-
haupt, einzugehen, um mit dem damaligen österreichischenAbgeord-
neten Dr. Dinghofer festzustellen, daß der Friedensvertrag von

St. Germain »nur der Ausdruck eines wahnsinnigen
Vernichtungswillens ist, der auf die politische und wirt-

schaftliche Erdrosselung des deutschen Volkes abzielt, ein Hohn
auf die so oft verkündeten Grundsätze der Gerechtigkeit und Billig-
keit, der Freiheit und des Selbstbestimmungsrechtes der Völker.«

Jn dem bisher Ausgeführten ist schon angedeutet worden, daß
die der in St. Germain hinter Schloß und Riegel gehaltenen deutsch-
österreichischenFriedensdelegation am 2. Juni 1919 überreichten
Friedensbedingungen keine endgültigen waren, sondern nur ein

Entwurf, ein Bruchstückdarstellen, das bemerkenswerter Weise in

dieser unvollständigen Fassung, die manche entscheidende Frage noch
offen ließ, Deutschösterreichüberreicht wurden. Dies ist um so
bemerkenswerter, als dieser Entwurf durchaus nicht, wie man an-

nehmen könnte, als Grundlage zu etwaigem Verhandlungen gedacht
war, sondern von allem Anfang als Diktat. Die deutschöster-
reichische Delegation hatte zwar, wie auch die reichsdeutsche, die

Möglichkeit, schriftlichzu den Bedingungen Stellung zu nehmen,
·kam aber trotz oftmaliger Versuche nie in die Lage, mit den alliiers

ten Mächten in ,,Verhandlungen« zu treten. Von der schriftlichen
Stellungnahme hat dann allerdings Osterreich reichlich Gebrauch
machen können.

Wie ist es nun zu diesem ersten Entwurf des St.-Germainer

Friedensvertrages vom 2. Juni 1919 überhaupt gekommen? Wie
war es möglich, daß- die alliierten und assoziierten Mächte ein

Fragment zur Grundlage eines Friedensdiktates machten?
Völlige Klarheit über jene hinter den Kulissen der Pariser Ver-

handlungen sich ereignenden Vorgänge in der Zeit vom Februar
bis etwa Mitte Juni 1919 ist auch heute trotz der grundlegenden
Veröffentlichungen Tardieus, Wilsons, HousesSeymours, Temper-
leys und vieler anderer noch nicht zu gewinnen. Dies bezieht sich
i erster Linie auf die politischen und wirtschaftlichen Probleme,
die durch den Zusammenbruch der österreichischsungarischenMon-

archie entstanden waren. Jch habe an anderer Stelle unter be-

sonderer Berücksichtigungder Anschlußfrage bei den Pariser Frie-
densverhandlungen feststellen können, daß der für die Krise der

Germain zur Zeit des ersten Friedensentwurfes beherrschte.

Verhandlungen unter den alliierten und assoziierten Mächten ent-

scheidende Zeitpunkt etwa mit der zweiten Hälfte des Aprils 1919
überwunden war. Der von Wilson bei Clemenceau erzwungene
Verzicht auf die linksrheinischen Gebiete, den Frankreich sich teuer

genug erkaufen ließ, ebnete erst den Weg zu den dem Deutschen
Reich am 7. Mai 1919 übermittelten Bedingungen. Offen waren

aber die in dem sogenannten »Rat der kleinen Fünf« erörterten
österreichischsungarischenFragen geblieben, die vor allem von Eng-
land und Amerika anfangs unterschätzt in ihrer Lösung plötzlich an

dem Gegensatz innerhalb der Rachfolgestaaten und an Geheim-
verträgen scheiterten, die die alliierten und assoziierten Staaten unter-
einander zum Teil gar nicht kannten. Aber, wie sich später heraus-
stellte, mit Recht nahm der ,,Dreierrat« an, daß die Lösung dieser
Probleme dann leichter sein werde, wenn nur erst das Deutsche
Reich bezwungen und der »Friede« hergestellt sei, der dann auch
die in diesen Fragen widerspenstigen Verbündeten, vor allem

Italien, schließlich vor vollendete Tatsachen stelle. Jn der Haupt-,
sache war es ja auch der italienischssüdslawische Gegensatz, der
Londoner Geheimvertrag von 1915, der die Atmosphäre von St.

Man

geht wohl nicht fehl anzunehmen, daß vornehmlich drei poli-
tische Faktoren den St.-Germainer Vertrag dik-
tiert haben: Frankreichs Aspirationen auf das linksrheinische Ge-

biet, der tschechische Chauvinismus nach dem Geiste des ,,Memoire
III« und der Gegensatz zwischen Jtalien und Südslawien. Den
beiden ersten Faktoren ist das Anschlußverbot und der Verlust des

sudetendeutschen Gebietes, dem letzten die Angliederung Südtirols

an Italien und der im ersten Entwurf vorgesehene Verlust Kärns
tens mit der Hauptstadt Klagenfurt zuzuschreiben. Dies festzustellen
ist deshalb wesentlich, weil daraus ersichtlich wird, wie sehr im

Schoße der Pariser Verhandlungen schon jene Probleme entstanden,
die heute im Herzen, Süden und Südosten Europas die staatlich-
politische Lage überhaupt bestimmen.

Wegen dieser Spannungen waren die St.-Germainer Friedens-
bedingungen vom 2. Juni 1919 eben nur ein Fragment geblieben.
Auch die zweite Fassung vom 20. Juli 1919 war noch nicht end-

gültig. Erst die am 2. September 1919 Deutschösterreich über-
reichten Bedingungen blieben das letzte Ultimatum. Wägt man

heute die uns vorliegenden drei Fassungen des St.-Germainer

Vertrages gegeneinander ab, so muß man feststellen, daß die letzte
Fassung ohne Zweifel erhebliche Besserungen aufweist.
Vor allem wirtschaftlich. Dann aber wurden z. B. auch Kärnten
zum größten Teil durch Zubilligung einer Volksabstimmung und

das untere Murtal mit Radkersburg gerettet. Ebenso wurde auch
ein Teil des deutschen Westungarns — gegen den Willen der deutsch-
österreichischenRegierung ohne Volksbefragung —- Deutschösterreich
zugesprochen. Diesen hier grob gezeichneten Vorteilen der letzten
Fassung stehen im Vergleich zu den beiden ersten Fassung-en zwei
schwerwiegende Nachteile gegenüber: Die Erschwerung
der Durchführung einer Revision des Friedensvertrages überhaupt
und der Artikel 88, der DeutschösterreichsWiedervereinigung mit

dem Deutschen Reich bekanntlich von einer Entscheidung des Völker-
bundrates abhängig macht, was für jene Zeit wenigstens einem di-
rekten Verbot gleichkam.

Zehn Jahre sind seit jenen erschütternden Stunden verronnen,

seit die ersten Meldungen über den Preis für einen Frieden ins

Land gekommen waren! Hungersnot und Arbeitslosigkeit waren

die bitteren Sorgen des Alltagsl Der Feind stand da und dort

tief im Landel Wer diese Zeitspanne heute überblickt, der darf
und kann dem deutschösterreichischenBrudervolke die Achtung vor
dem Heldentum eines unsäglich mühsamen Wiederaufbaues nicht
versagen, bescheidener, viel langsamer als im Reich, dennoch aber
ein ,,Empor«, empor zu jener Zeit, die Deutschösterreichskonsti-
tuierende Rationalversammlung am Tage der Annahme der harten
Friedensbedingungen als Protest vor aller Welt in folgender
einstimmig angenommenen Entschließung erhoffte: »Die
Nationalversammlung spricht die Hoffnung aus, daß, sobald der

Friede den Geist nationaler Gehässigkeit und Feindfeligkeit, den der

Krieg hervorgerufen hat, überwunden haben wird, der Völkerbund

auch dem deutschen Volke das Recht auf Einheit der Ration, das er

allen anderen Völkern gewährt, nicht dauernd verweigern werde.«

Anstatt zur Taguna dFBölierbundraiesin Madrid..
14 Regierungsvenkschriften zur Minderheitenfrage.

Am 10. Juni d. J. wird die 55. Tagung des Völkerbundsrats

eröffnet wer-den, die auf besondere Einladung der spanischen Re-

gierung in- Masdrsiid abgehalten wird. Der offiziellen Tagung wird
eine inioffizielle Sitzung des Rats und zwsar in der Form ein-es

Studienkomitees vosrausg«ehen,die asm S. Junii in Madriisd ihren An-

fang nehmen unsd ausschließlich Ider Beratung der— kanaidischen und

deutschen Vorschläge zur Minderheitenfrage gewidmet sein wird. Da

Deutschlands als antragstellender Staat an dies-en Beratungen in

erster Linie interessiert ist »und über dsie Bedeutung der Minder-
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heitenfrage auch unter »den deutschen Parteien eine weitgehende
Einmütigkeit besteht, so erscheint es geboten, sich über die bisherige
Entwicklung den augenblicklichen Stand und dsie sichl bietenden

Aussichten der deutschen Demarche ein Bild zu ver-

schaffen. Auf die bekannte Herausforderung des polnischen Außens
ministers Zalewfki auf der Dezembertagung des Rats in Lugano
hatte Reichsminsister Dr. ,-Stref-emann mit sder Ankündsigxungge-
antwortet, daß er iasusfder kommenden Tasgung das Minderheiteni
problem von. feiner grundsätzlichen Seite her aufrollen werde. Jn
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Ver-folg dieser Haltung hat der deutsche Vertreter, unbeirrt durch
die von mehr als einer Seite unternommen-en Beschwichtigungss
und Einschüchterungssversuche in der Sitzung des Volkerbundrats
vom 6. März d. I. in einer groß angelegten und eindruckssvollen
Rede die deutsche Auffassung über die Pflichten dargelegt, die dem
Völkerbund aus der vertraglsich übernommenen Garantie fur die

Bestimmungen zum Schutze der Msindserheiten erwachseneWenn auch
der polnische, englische und franzöisischeAußenministsernacheinander
auf den Plan traten, um die Wirkung dieser Rede abzusch.wachen,
indem sie die Tage der Minderheit-en als genugendgesichert und die

Tätigkeit des Völkerbundes auf diesem Gebiet als befriedigend
hin-stellten, so gelang es ihnen doch nicht, den deutsche-n Schritt zu

sbagatellisieren und die Miindevheitenfrage sang- »und»klanglos ·zu
begraben. Vielmehr setzte der Völkerbundriat fur· die voriaufige
Prüfung der kanadriischen und deutsch-en Anträge ein Dreierkomitee
ein, bestehend aus idem japanischen, englischen und spanischenRats-
vertreter. Gleichzeitig wurden allen Staaten des Volkerbundesdie

Protokolle über die Iwinderheitesndebatten sauf der Mairztagung
üibersandt und ihnen anheimgegeben, ihren Standpunkt zu der An-

gelegenheit dem Drseiserkomiitee sin Form von ,,Bemerkungen« (Ob-
fervatio-ns) zu unterbreiten

Durch diesen Beschluß wurden geiwißermaßen alle Staaten

zur Mitarbeit an der Weiterbehandlung eingeladen und damit die

große Bedeutung der Meinderheitenfrage auch vom Standpunkt des
Völkerbundes aus in ein hell-es Licht gerückt.
Tatsächlich haben 14 Regierungen dieser Einladung Fobge ges-

leistet und,ihre ,,Bemerkungen« innerhalb der bis zum 15. April
gestellten Frist vorgelegt. .

Von den beiden antragstellenden Staaten hat K a na d a auf
die Einreichung von »Oibseroat-ions«verzichtet. Dies wohl aus

dem Grunde, weil der kanadsisscheVertreter schon vor der März-
tagsung dem Völkerbundrat ein Memorandum vorgelegt und zudem
seine Vorschläge, die sich auf das for-male Verfahren bei der Prü-
fung von Beschwerden beschränken, auf der Ratstagung in Genf
in eingehenden Darlegungen erläutert hat. Es verdient auch an

dieser Stelle hervor-gehoben zu werden, daß dem kanadischen Ver-

treter, Seniator Daindurand, für sein unerschrockenes Ein-treten für
die Rechte der Minderheiten, an denen fein Sand nicht unmittelbar

interessiert ist, aufrichtiger Dank gebührt. Die deutsche R e-

gierun g hat nicht koeriasbsäumt,die mündlich-en Darlegungen
Dr. Stresenianns in einer eingehenden Denkschsrist näher zu er-
läutern und zu begründen. In der Denkschri«ft,die vom 12. April
datiert und nach einem Telegrammwechssselmit dem Generalssekretar
des Völkerbundes der Offentlichkeit über-geben worden ist, wird

besonderer Nachdruck darauf gelegt, die grundsätzlich-eSeite des
Problems, d. h. Sinn und Tragweite der Bestimmungen für die

Garantie des Völkerbundes für den Minderheitenschutz klarzu-
liegen. Es wir-d als dringe-nd notwendig bezeichnet, daß der Völker-
bundrat sich noch- einmal ausdrücklsich zu folgenden Grundsätzen
bekennt: -

Der Miinderheitenschutz der für die betrosffenen Staaten ein

Grundgesetz darstellt und dessen Beobachtung unter die Garantie
des Völkeubundes gestellt ist, stellt nicht ein Übergangsregismedar,
sondern soll die Grundlage dafür schaffen, daß die Mindiersheiten
loyal ihre staatsbürgerlichen Pflichten gegenüber ihren neuen Staaten

erfüllen können. Die Bekundung des Interesses an der strikten Be-

obachtung der Sclmtzbesttimnmngen kann und darf nicht als unzulässige
Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines fremden Staates
oder gar als Unterstützungstaatsfeindliicher Bewegungen angesehen
wenden. Es wiird sodann nachgewiesen, daß der Völkerbundrat be-
rechtigt und verpflichtet ist, die Bestimmungen zum Schutz der
Minderheiten allgemein und dauernd zu überwachen und daß er

sich nicht auf die Aufrollung bestimmter Fälle von Vertrags-
verletzungen beschränken darf. Die Durchführung dieser Auf-
gabe wird zweckmäßigerweisenicht dein Sekretariat des Völker-

biindes oder den Dreierkomitees zu überlassen, sondern einem be-

sonderen Organ zu übertragen sein. Damit tritt die deutscheRe-

gierung für die Einsetzung einer permanenten Msinderheitenkomi
mission ein, wie sie von allen beteiligten privaten Organisationen
seit langem gesondert wird-. —

»

Für die Behandlung der einzelnen Beschwerden stellt die deut-

sche Regierung folgende Forderungen:
· » ·

Mitteilung des Ergebnisses der Arbeiten der»Dreierkom-itees
an die einzelnen Ratsmitglieder, größere Publizitat des Verfah-
rens, um den Minderheit-en Kenntnis über das Schicksal ihrer Ein-

gaben zu verschaffen, Anerkennung des Rechts der Komitees, er-
gänzende Informationen auch von seiten der Msindevheitenein-
zufordern, Verstärkung der Dreierkomitees und Beseitigung des bis-

her geübten-Ausschlusses der besonders beteiligten F- benachbarten
und stsaminverwcandten —- Nationen Ivon der Vorprüfungder Be-

schwerden Mit Befriedigung stellt die deutsche Regierung fest, daß
diesen Forderungen in den fein durchdachten Vorschlägen des kanasU
dischens Vertreters sism wesentlichen Rechnung getragen wird. Zum
Schlu weist die deutsche Denkschriftden von der Gegenst-ite- ge-

machtknEinwand zurück,daß jede Änderungdes Verfahren-s der

Zustimmung »der unter Minderheitenverträgen stehenden Staaten be-

dürfe und daß diese nicht in der Lage seien, weitergehende Ver-

pflichtungen zu übernehmen.
Mit großer Genugtuung wird es in Deutschland aufgenommen

werden, daß die Osterreichische Regierung ihren Stand-

punkt in einer Denkschrift dargelegt hat, die eine wertvolle Unter-

stützungunseres Schrittes in Genf darstellt. Mit besonderer Wärme be-

handelt die österreichischeRegierung die grundlegende Bedeutung einer
richtigen Auffassung vom Minderheitenschutz für die Befriedung der
Völker. Gleichzeitig weist sie nachdrücklichdarauf hin, daß zur Zeit noch
weitgehende Beschränkungen des Rechts der Minderheiten auf Wah-
rung des kulturellen Zusammenhangs mit ihren Volks-gleichen in
anderen Staaten bestehen. In einzelnen Fällen sei der Austausch
geistiger Erzeugnisse in Form von Büchern, Zeitschriften usw mit
dem volksgleichen Staat und der Besuch von Schulen aller Art in
einem stammverwiandten Lande den Angehörigen der Mlinderheiten
verboten. Es wird angeregt, daß das Dreierkomitee speziell über.
diese Zustände nähere Informationen von den beteiligten Re-
gierungen einholt und daß die vom Völkerbund geschaffenie Kom-

mission für internsationale geistige Zusammenarbeit die Frage
prüfen möge, wie weit die bestehenden natürlichen Zusammenhänge
zwischen den Miindiersheiten und volksglseichen Staaten zur Stär-

kung der allgemeinen internationalen Zusammenarbeit fruchtbar
gemacht werden könnten.

Die un garsische Regierung betont die Wichtigkeit des

Minderheit-en·schutzesvon ihrem besonderen Standpunkt, da durch
den Vertrag von Trianon mehr als 5,Z Millionen Ungarn, d. h.
42 v. H. der -G«efamtberviöb»kerungdes jetzigen Ungarn vom Mutter-
lande abgetrennt sind. Sie bedauert, daß der Rahmen des materiellen

Rechts zu eng gezogen sei und außerdem sich die Tendenz einer einschrän-
kenden Auslegung der vertraglichen Bestimmungen bemerkbar mache.

Die Denkschrift der bulg ari s chen Regierung schildert
die Leiden der builgarischen Bevölkerung in den angrenzenden
Staaten, die dazu geführt haben, daß ein Flüchtlingsstrom von Hun-
derttausenden in das zu eng gewordene Butgarien zurückgeflutestsei.

Von den an der Minderheitenfrage nicht unmittelbar beteiligten
Staaten hab-en die Schweiz und die Niederlande in einer

kurzen Denkschrift ihr Interesse für den Ausbau des Minderheitens
schutzsystems bewiesen, ein Interesse, das von den Vertretern der
bei-den Staaten im Völkerbund selbst des öfteren in nachhaltiger
Weis-e bekundet worden ist. Selbst die Ehinesis chse Na-
ti o nalregi erun g ist mit einer kurzen Zuschrift auf den Plan
getreten, in der sie dafür eintritt, daß der Minderheitenschiutz für
alle Staaten durch, internationaile Abkommeii unter Führung des
Völkserbundes geregelt werde. .

Auf der anderen Seite sind auch die Gegner aller auf Besserung
der Tage der Msinderheiten abziielenden Bestrebungen nicht müßig
geblieben. Die estländische und dsie lettländsische Re-

gierung haben sich aus eine kurze Mitteilu . beschränkt, daß sie
eine Erweiterung des Minderheitenschutzes nicht für notwendig erachten.

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß der litauiss che
Msinisterpräsident Woldemaras in einer Rote an den Genera-l-

sekretär des Vöbkerbundes die Einreichung von Bemerkungen ab-

lehnt, weil dem litauischen Antrage auf Zuziehung zu den Minder-
heitendebatten durch den Völkerbundrat nicht entsprochen worden sei.

Die der deutschen Auffassung oosm Minderheitenschutz entgegen-
gesetzte These wird in einer gleichlautenden Denkschrift vertreten,
die die Staaten der Kleinen Entente (Tschechos·loiwakei,
Ruimänien Sitd-Slaivien) rsocwie Griechenland und Polen
dem Dreierkomitee eingereicht haben Die Denkschrift führt aus,

’

daß die unter Minderheitenschutz stehenden Staaten die Verträge
nur angenommen hätten, nachdem ihnen als Korrelat die Garantie
ihves Gebiets gebotenwsordeii sei. Tatsächlich sei dies-e Bürgschaft
bisher nsichstgeleistet worden.

Für jede Änderung des jetzigen Verfahrens sei die Zustimmung
der ibetroffenen Staaten notwendig Die von kanadischer und deut-

scher Seite vorgeschlagenen Reformen seien zwecklos und gefährlich.
Diese Ausführungen im einzelnen zu widerlegen, würde hier

zu iweit führen. Es sei daher nur darauf hingewiesen, daß das

Aufrollen der Frage der Garantie der Grenzen nach dem Locarnos
und KelloggsPakt zum mindesten sonderbar anmutet. In tatsäch-
licher Hinsicht list zu bemerken, daß die Annahme der Minderheiten-
schutzverträgevon den Großmächten als Vorbedingung für die An-

erkennung jener Staaten gefordert worden ist.
"

Außer den angeführten 14 Regierungsdenkschriften haben auch
drei internationale Organisationen und zwar das NationaIkoinitee
der mazedonischen Emigrantenorganisationen in Bulgarien, der Rat
für die Rechte der jsüidlischenMsinderheiten und der Europäiische
Ratisonalsitätenkongreßihre ,,Bemerkungen«dem Dreierkomitee ein-
gereicht. Eine besondere Bedeutung kommt der zuletzt erwähnten
Denkschriift zu, in der die Miinderheiten selbst, uni deren Schicksal
es sich ja handelt, zu Worte kommen. Es ist festzustellen,
daß die Miiniderheiten sämtliche Forderungen der Deutschen Regie-
rung aufnehmen, im einzelnen, z. B. in der Frage der Ausdehnung
des M.inderheitenschutzes, noch darüber hinaus-gehen Wenn weiter-
hin größter Wert auf das Zusammenarbeiten zwischen Mehrheit
und Minderheit innerhalb eines Staates gelegt wird, so liegt dar-in
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ein weiterer Beweis dafür, daß die Minderheiten selbst eiine Ver-

ständigungwünschen und allse extremen Forderungen ablehnen.
Die oben kurz skizziierten Denskschriften bilden das Material,

das dem Drei-erk-omiteie, das am 29. tx. in London zusammengetreten
ist, zur Verfügung stand. Jn welchem Umfange das Dreierkosmitee

dieses Material für die Abfassung seines Berichtes herangezogen
hat, iist zurzeit nochj unbekannt. Der Bericht wird nunmehr den

Mitgliedern des Rates zugestellt und soll die Grundlage bilden für
die weiteren Beratungen ins Miadrsisd.

THE-JAng,

Nach allen bisherigen Erfahrungen wird man gut tun, keine

allzu- grioßen Hoffnungen auf sdsie Arbeit dies Dreierkiomsitees zu
setzen. Um so mehr muß erwartet werden, daß der Rat eine ein«

gehende Prüfung des Berichstsentwiurfs vornimmt. Ob bei dem

reich-halti«genMaterial eine einzige Tagung dafür ausreicher ist,
bleibe da·hingestellt. Jedenfalls haben odiie Denkschriften der Regie-
runigen dazu bei-getragen, die Minderheitenfrage von den verschie-

. den-sten Seiten zu beleuchten und einer vertieften Behandlung dieser
Schicksalsfrage, durch den Völkerbund, den Boden zu bereiten. —-

U-k» i

Hin-n
im

sähriges Bestehen.

und Albrechtsburg.

ssz III-«

n ieifemdie weltberühmte Porzellanstadt,
eiert in diesen Tagen ihr tausend-

Man muß die deutschen
Gaue weit durchwandern, um einen Kultur-
doden von ähnlicher Fruchtbarkeit zu finden.
Trotz chicksalsschwererJahrhunderte,trotz Krieg,
Not, elagerung und Feuersbrunst, wurde die

Entwicklung der nun tausendjährigen Stadt

nicht gehemmt. Jahrhundertelang hat das
Handwerk in Meißen wahrhaft goldenen Boden

gehabt. Klöster und Kirchen waren im Verein
mit der einst glanzvollen Hofburg die ersten
Konsumenten. Jahrmarkte blühten. Die Stadt

wuchs aue kleinsten Anfängen zu imponierender
Schönheit. Begnadete Baumeister schufen Dom

Sahlreiche Vürgerhäu er

prunken noch heute im bezaubernd schönen til
der Vergangenheit. Träumerische Versannens
heit liegt über den Giebeln, Erkern und

Terrassen· Uralte Bäume sind erhalten. Schöne
Anlagen durchziehen die Stadt. Weinhänge
umlagern sie. Die Elbe rauscht silbern zwischen
sanften Hügeln. Die Staatliche Porzellan-

. » Manufaktur gab der Stadt Ende des 18. Jahr-
hundertsihr zutünftigeo Gesicht. Meißene Weltruhm brach an. Die Manufattur war mit dem Stadtnamen in eins verschmolzen.
Industrie erblühte. Keramische Werke wuchsen, als praktische Ergänzung der Manufaktur, aus dem Boden. Schamotte- und Tonzeugfabriten wurden gegründet.
zutespinnerei und Weberei begannen zu florieren. Klavierfadrikation fing an. Kadelfabriken erstanden. Maschinenbau gedieh. Zuckerfabrikation setzte ein. Bedeutende
Papierfabriken und Automobilwerke eroberten den Markt. Meißen entwickelte sich zur Jndustriestadt. Die Staatliche PorzellansManufaktur hatte einer einst kleinen
Handwerkerstadt die Tore zur großen Welt aufgestoszen. Jetzt schmückt sich Sach ens Wiege mit dem Kranz des ersten Jahrtausende. Hunderttausende ma

Ungeahnte Entwicklung begann.

en sich auf
den Weg, Meißen zu besuchen. Die uralte und gleichzeitig ganz moderne Fests adt wird allen Gästen bleibende Eindrücke schenken. ZtedA-

Kaufkraft und Konjunktur."«)
Von Dr. oec. publ. Friedrich Lemmer, Berlin.

Die Bedeutung der Kaufkraft und ihrer Veränderung für die

Gestaltung des Wirtschaftsablaufs ist in den letzten Jahren in
steigendem Maße·umstritten. Auf der einen Seite wird die Auf-
fassung vertreten, daß eine Steigerung des Lohnes unter allen Um-

ständen eine Steigerung der Gesamtkaufkraft bedeute, die einen

größerenAbsatz und Umsatz zur Folge habe, was seinerseits wieder-
um eine ,,Ankurbelung der Wirtschaft« nach sich zöge. Anders aus-

gedrückt, behauptet diese Auffassung, daß eine Wirtschaftsdepression
durch generelle Tohnsteigerungen sich beheben lass-eund daß auf diesem
Wege zugleich der eigentliche Wirtschaftsfortschritt, nämlich die

verbesserte und vermehrte Versorgung der Bevölkerung mit den

Gütern des Lebens, ermöglicht würde. Auf der anderen Seite steht
die Auffassung, daß zwar grundsätzlichdie Arbeitgeberschaft durch-
aus ein Interesse daran hat, den wirtschaftlich höchstmöglichenLohn
zu zahlen, daß aber Lohnerhöhungen keineswegs jeweils die Wir-

kung hätten, eine Wirtschaftskrise reibungslos zu überwinden, Um-

satz und Verdienst der Industrie zu beleben und zu vergrößern, sons-
dern daß vielmehr Lohnerhöhungen eine Erhöhung der Produktions-
kosten bedeuten, die sich unter bestimmten Verhältnissen in einer

Tendenz zur Preissteigerung oder zu geringer Kapitalbildung äußern
müsse mit der schließlichenFolge, daß die beabsichtigte Reallohns
erhöhung nicht eintrete, sondern sogar eine Erhöhung der Arbeits-

- ·) Vgl. den Aufsatz von Tarnowx ,,Kaufkraft und Konjunktur-« in Heft 6 des

,,Heimatdienst".
«
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losigkeit die Folge sein müßte. Die beiden Ansichten stehen sich
also diametral gegenüber, denn die einen behaupten unter allen Um-

ständen günstigeWirkungen — und zwar für die Gesamtwirtschaft
günstige Wirkungen — von generellen Lohnerhöhungem die anderen

sehen Reallohnerhöhungen als zweckmäßigund erstrebenswert an,
betonen aber die zwangsläufige Verkoppelung von Tohnerhöhung
und Produktionskostenerhöhung,die — wenn nicht besondere Um-

stände einen Ausgleich ermöglichen — schließlich zum entgegen-
gesetzten Ergebnis der gewollten Wirkung, nämlich zu einer Senkung
des Reallohnes und zur Wirtschaftsdepression, führen müsse.

Die Aufklärung des Gegensatzes dieser beiden Ansichten ist
keineswegs so schwierig, als es auf den ersten Blick erscheinen
möchte. Der Unterschied liegt überwiegend darin, daß die erste
Theorie lediglich die allererste Auswirkung einer Lohnerhöhung auf
der Seite des Tohnempfängers, des Arbeitnehmers, sieht, hingegen
die von einer Lohnerhöhung erzeugten Änderungen bei demjenigen,
der den Lohn zahlt, beim Arbeitgeber, nicht berücksichtigtund außer-
dem eine Reihe von Auswirkungen, die bei der Verwendung des er-

höhten Lohnes durch den Lochnsempfänigergesamtwirtschaftlich ein-
treten, zu übersehen geneigt ist. Die zweite Ansicht hingegen stützt
sich aus die Auswirkungen, die die Tohnerhöhung auf der Seite
dessen hat, der den erhöhten Lohn zahlen muß, also in erster Linie

auf die Auswirkungen im einzelnen Betriebe mit ihren weiteren

Folgeerscheinungen für die gesamtwirtschaftliche Struktur und be-

I"..«ist«-«EIN-s
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achtet zugleich die sekundären Auswirkungen aus der Seite der

Tohnempfängeu z

«

.

.

Es handelt sich bei der erörterten Frage keineswegsum eine

UUV theoretisch interessante Diskussion, vielmehr ist die »Frage,welche

Auswirkung-en Lohnänderungem insbesondere Tohnerhoehungemnach
sich ziehen, für unsere gesamte Wirtschaftspolitik von ausschlag-
gebender Bedeutung. Sie ist aber auch von der allergroßten Be-

deutung für die, Arbeitnehmerschaft selbst. Man kann über 69 v.H.
der deutschen Gesamtbevölkerungzu Lohns und Gehaltsempfangern
einschließlichFamilienangehörigen zählen, und so ist es verständlich,
daß die Lohngestaltung ein ganz besonders großes Interesse in den

breitesten Bevölkerungsschichten erweckt. Das Durchdenkender

Streitfragen und eine etwaige Einigung über die Wirkung von
Lohnerhöhungenauf der einen wie der anderen Seite wurde die
sozialen Gegensätze mildern und die aus den Gegensatzen entsprin-
gen-den Reibungen zugunsten der Gesamt-wirtschaft wesentlich ver-

kleinern können.

Eine- Tohnerhöhung bedeutet für den Tohnempfänger selbstver-
ständlich zunächst einmal eine Erhöhung seines Geldeinkommensz
mit anderen Worten, er kann im Betrage der Tohnerhöhung als
neuer Käufer austreten. Selbstverständlich kann die Lohnerhöhung
auch ganz oder teilweise gespart werden, doch können wir im
Rahmen dieser Gedankengänge von diesem Fall absehen, weil dann

ja die, von den Gewerkschasten betonte günstige direkte Auswirkung
der Lohnerhöhung nämlich Steigerung der Nachfrage und des Um-
satzes, nicht eintreten würde. Die erhöhte Möglichkeit, zu kaufen,
führt also tatsächlich zu einer erhöhten Nachfrage. Bis zu diesem
Punkte hat also die, besonders von den Gewerkschasten vertretene

optimistische Theorie durchaus Recht. Es ist aber zweifelhaft, ob

diese erhöhte Nachfrage zu einem erhöhten Umsatz führt. Der Ge-

dankengang übersieht nämlich, daß eine erhöhte Nachfrage im
normalen Wirtschaftsablauf dazu führen muß, daß die preise sich
der Nachfrage anzupassen streben. Ob und in welchem Umfange dies
geschieht, hängt wesentlich davon ab, ob dersteigewden Nachfrage in

kurzer Zeit ein entsprechend mengenmäßig vergrößertes Angebot
gegenübergestellt werden kann. Die Auswirkung der gesteigerten
Nachfrage, d. h. die Frage, ob infolge der Lohnerhöhung auch der

Umsatz steigt, ist absolut abhängig davon, ob das Angebot an nach-
gefragten Waren entsprechend elastisch ist, oder aber ob bis zur Ver-

größerung des mengenmäßigen Angebotes eine erheblichepro-
disktionszeit notwendig ist, und auch natürlich davon, ob für die zu
erhöhende Produktion genügend Rohstoffe bzw. Kapitalien zu deren
Beschaffung und Verarbeitung zur Verfügung steh-en. Wenn wir an

einem kurzen Beispiel dies klarmachen, so können wir uns denken,
daß in einer isolierten Wirtschaft die Getreide- und Brotpreife sich
auf einem bestimmten Niveau eingespielt haben. Vergrößert sich die

Nachfrage plötzlich,so kann bis zur nächstenErnte eine entsprechende
Steigerung des Angebotes nicht erfolgen. Jn diesem Falle wird
der Erfolg der vergrößerten Nachfrage eine Preissteigerung sein, so
daß also der Reallsohn trotz der nominellen Toshnierhöhungnicht steigen
würde. Denken wir an den Fall der deutschen Ernährungsbasis,
so würde bei steigender Nachfrage Getreide vom Ausland eingeführt
werden, die Tohnerhöhung also gewissermaßen ins Ausland ab

fließen und unsere Handelsbilanz passiv werden. «

In anderen Fällen kann man sich vorstellen, daß eine erhöhte
Nachfrage zu steigendem Angebot führt, doch ist auch hier sehr frag-
lich, ob nicht im ersten Augenblick eine gewisse preissteigerung ein-
tritt und. sich das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage
ans ein höheres Niveaueinspielt Wir können also feststellen, daß
die Wirkung einer durch Lohnerhöhung hervorgerufenen größeren
Nachfrage keineswegs unter allen Umständen eine für den Ein-

kommensempsängergünstige ist, daß er also nicht unter allen Um-
ständen eine reale Erhöhung seines Einkommens erreicht. Es ist
sogar wahrscheinlicher, daß die erhöhte Nach-
fkage die Tendenz zu einer Preissteigerung aus-

IOJL Es würde im Rahmen dieser Überlegung zu weit führen, zu
ewktetw welche Wirkung diese nun wieder in die produktion zu-
rückfließendenBeträge für die Betriebe, deren Warenpreise erhöht
worden sind, haben. Wir können um so eher von der Verfolgung
dieses Gedankenganges absehen, als der Lohnempsängerkeinen realen
Vorteil von der ursprünglichen Tohnerhöhung gehabt hat

Ehe aber die Tohnerhöhung ausgezahlt werden kann, mußauf
seit-sensdes den Lohn Zahlendem also auf seiten des Arbeitgebers,
erst die Möglichkeit zur Zahlung des höheren Lohnes gegeben sein.
Hier ist der Vorgang ja der, daß das UnternehmenAufwendungen
ZU machen hat für Rohstosfe, Maschinen, Kapitalkosten,Steuern

Ust, zu denen dann die Tohnkosten der Verarbeitung treten. Aus

dem Erlös für die Waren müssen diese Aufwendungenwieder·her-
eingebracht werden. Die Löhne sind also ein Teil der«ProduktEons-
kosten und damit auch ein Teil des Warenpreises. Eine je großere

Rolle die Tohnkosten innerhalb der gesamten Herstellungskosten
spielen, desto größer ist natürlich die Einwirkung einer »Ohn-
erllöhung aus den Preis. Da das Unternehmendie Erlose sur die

verkauften Waren aber erst in einem späterenZeitpunkt wieder
hereinbekommumußesesinegohnerhsdhungzunachsteim

»

mal aus vorhandenen Mitteln, also schließlich
aus seinem bisherigen Gewinn, bezahlen. Jede
Lohnerhöhung schmälert also den Reinertrag des Unternehmens und
vermindert daher diejenigen Beträge, die das Unternehmen für die

Bildung eigenen Kapitals und damit für die Erneuerung und Aus-

gestaltung seines Maschinenparks usw. zur Verfügung hat. Die

Lohnerhöhung ist also zunächst nichts weiter als eine Verschiebung
eines Teils der bisher dem Unternehmen zur Verfügung stehenden
Mittel auf die Arbeitnehmer. Die dem Unternehmen zur Ver-

fügung stehenden Mittel lagen ja auch nicht nutzlos da, sondern
wurden zum Ankaus von Rohstoffen, zur Abdeckung von Schulden,
zur Erweiterung des Geschäfts usw. verwandt. Diese Möglichkeiten
vermindern sich um das Ausmaß der Tohnerhöhung Ein Unter-
nehmen kann beispielsweise gewisse Maschinen, die es aus seinem
bisherigen Gewinn kaufen wollte, nicht erwerben, wenn diese Ge-
winne zu Tohnerhöhungen verwandt werden. Die Folge hiervon
ist, daß der Fabrikant dieser Maschinen für sein Unternehmen keine
Aufträge bekommt und daher seine Arbeiter für diesen Austrag
nicht mehr beschäftigenkann. Während also die Tohnempsänger,die
den höheren Lohn erhalten, auf dem Markt eine größere Nachfrage
nach irgendwelchen Dingen entfalten können, muß der Arbeitgeber
seine Nachfrage einschränkenmit der Folge, daß irgendeine andere
Stelle der Wirtschaft, an die er bisher feine Nachfrage gerichtet hat,
weniger zu tun bekommt; dies muß sich schließlichauch auf die
Arbeiterschaft, die diese Produkte, die das Unternehmen gekauft
hat, herstellt, in geringerer Beschäftigung, evtl. in Arbeitslosigkeit
auswirken. Ganz kraß gesprochen, wird die M ö glich keit zur
verbesserten Lebensführung der einen Arbeit-
nehmergruppe durch eine Verringerung der Be-

schäftigungsmöglichkeit und damit natürlich
Verringerung »der Tebensmöglichkeit anderer

Arbeitnehmergruppen erkauft.
Das Unternehmen, welches dsie Lohn-erhöhungzahlen soll, wir-d

natürlich bestrebt sein müssen, diese fMinderung seines Ertrages
irgendwie auszugleichen, und dies ist der Punkt, auf welchen die
erstere Theorie einer günstigen Wirkung von Lohnerhöhung beson-
deres Gewicht legt. Sie saigt nämlich, dsaß in einem solch-en Falle
das Unternehmen ,,rationalisieren« wird, daß der Arbeitsefsekt ge-
steigert und aus diese Weise schließlich größere Gewinne trotz der
Tohnerhöhung erzielt werden. Gewiß ist zugegeben, daß eine

Schmälerung der Gewinnmöglichkeiten, sei sie nun durch Lohn-
erhöshunigoder durch irgend-welche sonstigen Erhöhungen dser Pro-
duktionskosten verursacht, einen Ansporn zu rationellerer Betriebs-
führung bildet. Derartige Ansporne find aber für das Unter-
nehmen in jedem Augenblick gegeben, denn die Konkurrenzverhälts
nisse, Vorsprünge der Konkurrenz aus dem Gebiete der Rohstoffs
beschafsung, der technischen Ausgestaltung, der besseren Kapitalver-
sorgung, der Steuerlast usw. sorgen stets dafür, daß versucht werden
muß, den Effekt des Unternehmens- immer wieder zu verbessern. Es
bedarf also eines besonderen Antriebes durch die Tohnerhöhungen
nicht. In welchem Umfange aber derartige .,,Rationalisierungen«
möglich sind, hängt von den verschiedensten Umständen, bei uns vor

allem von der Gestaltung der Kapitalverhältnisse und damit der
zinshöhe ab. Nationalisierung kann in der verschiedensten Form
erfolgen. Sie kann in besserer Arbeitseinteilung bestehen, die dann
ihrerseits in irgendeinem Zeitpunkte zur Freisetzung von Arbeits-
kräften führt; sie kann auch in technischen Verbesserungen und Um-
stellungen bestehen, die ebenfalls die Tendenz haben. im Verhältnis
zum Produktionsumfang die verwendeten Arbeitskräfte zu ver-

mindern. Grundsätzlichmuß also die Tendenz der Rattonalisierung
daraus hinausgehen, Arbeitskräfte zu ersparen und eine höhere
Leistung pro Kopf zu erzielen. Jn einem solchen Falle
wird-also die Tohnerhöhung gewissermaßen von

den bei einem solchen Rattenalisierungsprozeß
überflüssig werdend-en Arbeitskräften ge-
trage n.

Um aber derartige, besonders technische, Nationalisierungen
durchführen zu können, muß das Unternehmen das nötige Kapital
besitzen. Sofern es das Kapital nicht selbst besitzt, muß es an den
Kapitalmarkt gehen. Hier kommen wir nun an den Punkt, der für
die Auswirkung von Tohnerhöihunigenauf sder Produktionsseite fü r

unsere deutschen Verhältnisse ganz besonders schwer-
wiegend ist. Es braucht nicht näher darauf eingegangen zu werden,
daß der deutsche Kapitalmarkt nicht einmal den laufenden An-
sprüchen unserer Wirtschaft genügt, daß er also zusätzlichen, durch
solche erzwungene Rattonalisierung verursachten Ansprüchen erst
recht nicht genügen kann. Es wird bei der Theorie der günstigen
Auswirkung von Lohnerhöhungen gern mit dem amerikanischen
Beispiel operiert, aber hierbei folgendes vergessen. Das deutsche
Volksvermögen wurde vor dem Kriege aus etwa 500 bis Zso Milli-
asrlden Gobdanark geschätzt;Krieg und Jnislation haben große Tseisle
davon zerstört, so daß man jetzt mit —- m. E. reichlich hohen —

Schätzungen- -vom etwa 200 Milliarden Goldmark rechnet. Unser
Volksvermögen und damit auch das unserer Gesamtwirtschaft zur
Verfügung stehende Kapital hat sich also gegenüber dem Vorkriegs-
stand um etwa ein Drittel verringert. Jn Amerika liegen die
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Dinge gerade umgekehrt. Jm Jahre 1912 ist das amerikanische
Volksvermögen auf etwa 800 Milliarden Goldmarh 1925 aber auf
etwa 1600 Milliarden Goldmark geschätztworden. Es ist also —

»unter Berücksichtigungder Gelidentwertung — um etwa die Hälfte
gestiegen. Es ist ganz selbstverständlich,daß die Möglichkeit zur
rationelleren Gestaltung der Produktion unter den amerikanischen
Kapitalverhältnissen eine ganz andere ist als unter den deutschen.
Die Folge unserer Kapitalarmut ist der hohe Zinssatz. Bei jeder
neuen Verwendung zusäizlichenLeihkapitals muß das Unternehmen
vorher festzustellen versuchen, welche Ersparnis durch Verwendung
dieses Kapitals erzielt werden kann. Je höher der Zinsfuß ist,
desto höher muß die erzielbare Ersparnis sein, um eine solche
Kapitalverwendung rentabel zu machen. Lassen sich durch technische
Rationalisierung nur Rentabilitätserfolge erzielen, die geringer sind
als es den aufzuwendenden Zinskosten entspricht, so kann auch ein

starker Druck auf die Selbstkosten, etwa durch Lohnerhöhungen, eine

solche Rationalisierung nicht rechtfertigen. Dann wird aber der

Ausgleich für die gestiegenen Lohnkosten unmöglich, d. h. die Lohn-
erhöhung wird dann auch in der Zukunft ständig von dem Gewinn
des Unternehmens getragen. Die Gewinnschmälerung bedeutet aber

eine Verringerung der Bildung von Eigenkapital, so daß allgemein
zur Aufrechterhaltung des Betriebes im bisherigen Umfange das

Unternehmen zur Aufnahme von Leihkapital zu hohem Zins genötigt
wäre. Hierdurch wird das Unternehmen nicht nur viel abhängiger
von den, wie wir gerade in den letzten Wochen gesehen haben, auf
unseren Kapitalmarkt stark wirkenden politischen Zufälligkeiten und

den Zufälligkeiten der Gestaltung des amerikanischen Geldmarktes,
sondern der hohe Zinssatz zehrt auch in zunehmendem Maße an

den Erträgnissen des Unternehmens. Es ist leicht einzusehen, daß
hier eines Tages eine Grenze kommt, die die Beschäftigungdes
Kapitals in dieser Industrie nicht mehr rentabel erscheinen läßt.
Die Folge hier-von ist nsun entweder, »daß sdsas Kapital sichs aus

solchesnnicht genügend rentiersensdien Unternehnmnsgen zurückziehhoider

aber, falls das ja doch zum großen Teil in Gebäuden, Maschinen
usw. steckendeKapital nicht herauszuziehen ist, daß die nötigen Mittel

zur ständigen Modernisierung und Jnstandhaltung des Betriebes

nicht mehr vorhanden sind, der Betrieb also in sich langsam ab-

sterben muß. Jn beiden Fällen ist die soziale Folge die einer ge-
ringeren Beschäftigungsmöglichkeit für die Arbeitnehmerschaft und

schließlich ein Erliegen des Betriebes mit der Folge der Arbeits-

losigkeit der in ihm bisher Beschäftigten.
Es wird vielfach behauptet, daß die deutsche Industrie in den

letzten Jahren in großem Umfange rationalisiert habe und diese
Steigerung der Erträgnisse in der Lohnentwicklung nicht zum Aus-
druck gekommen wäre. Hierbei wird nicht nur die starke Lohn-
steigerung der letzten Jahre übersehen, sondern auch die Tatsache,

daß die Ergebnisse der Rationalisierung durch eine Erhöhung an-

derer Selbstkostenfaktoren aufgezehrt wurden bzw. simmer noch- nicht
zu Erträgnissen der Unternehmungen geführt haben, wie sie not-

wendig sind, um unseren deutschen Produktionsapparat auch im

Jnteresse der Beschäftigung unserer steigenden Arbeitnehmerzahl zu
vergrößern. Von den steigenden Lasten sind die Aufwendungen für
das Kapital, also die Zinslasten, bereits erwähnt. Es muß aber

auch noch der steigenden Steuerlasten, der vom Arbeitgeber zu tra-

genden, mit steigendem Lohn ja auch steigenden Sozialabgaben ge-
dacht werden. Wenn beispielsweise ein Unternehmen das Ver-

hältnis vom Umsatz zum Kapital gegenüber seinem Vorkriegsstand
um 40 v. H. verbessert hat, jetzt aber mit der Hälfte Leihkapital
arbeiten muß und hierfür, sowie für Steuern usw. um 80 v. H.
höhere Aufwendungen zu machen hat, so zeigt diese Zahlengegens
überstellung, daß trotz der Rationalisierung und

ihres erheblichen Effektes das Unternehmen
keineswegs besser steht,.sondern daß hier ledig-
lich ein Ausgleich der gestiegenen Lasten vorliegt.

Eine Lohnerhöhung muß also zunächstaus dem bisherigen Ge-
winn eines Unternehmers gezahlt werden. Lassen sich infolge der

Schwierigkeiten der Kapitalbeschaffung oder mit Rücksicht auf den

hohen Zinssatz für Leihkapital keine oder nicht genügend Wege
finden, sden sGewsinn wieder auf idsie zur Bildung von Eigenkapital
und Zahlung einer ausreichenden Nente notwendige Höhe zu

bringen, so ist ein Zusammenschrumpfen und schließliches Absterben
dieses Unternehmens bzw. dieses Industriezweiges die Folge. Die -

ser Weg vernichtet also schließlich sdie Arbeits-

möglichkeit für die Arbeitnehmer. Eine Politik der

Lohnerhöhung kann daher einen günstigen Einfluß auf die Kon-

junkturentwicklung nur dann haben, wenn die Erhöhung
nicht zu einem Angriff auf die Gewinne zu
führen braucht, d. h. also, wenn Ausgleichsmög-
lichkeiten innerhalb der Selbstkosten vorhanden
sin d. Diese Möglichkeit ist aber beider Verfassung des deutschen
Kapitalmarktes und aus einer Reihe anderer Gründe, auf die hier
nicht näher eingegangen werden kann, außerordentlich vereinzelt und

generell nicht mehr gegeben. Da zugleich auch die Wirkung der Lohn-
erhöhung auf der Konsumseite nicht eine unbedingt günstige zu sein
braucht, muß man zu dem Schluß kommen, d aß in der Lage,
in der sich die deutsche Wirtschaft befindet, Lohn-
erhöhungen keine die Konjunktur belebende

Wirkung haben werden, vielmehr viel eher zu
einer Auftriebstendenz für die Preise und einer

zu starken Belastung der Kapitalbildung, die

schließlich in eine Verringerung der Arbeits-

möglichkeitmündet, führen werden.

«
»

Ägyptennndsein König.
Jn wenigen Tagen wird König Fuad von Ägypten zu mehr-

tägigem Aufenthalt in der Rseichshauptstsadt eintreffen Seins

Besuch bietet willkommene Gelegenheit, sichsauch an dieser Stelle

zusammenfassend einmal etwas eingehender mit idem Lande zu
. besassen, das durch die Eigenart seiner Verhältnisse, durch seine

geographische Lage und seine Geschichte, eins der interessantesten
und wichtigsten Ländernder Welt ist.

Ägypten wir-d im Osten durch das Rote

Meer, im Westen durch die Sachara begrenzt,
in seiner ganzen Länge vom zweiten lKsatarakt

unmittelbar nördlich des Wsadi Halfa lbis zu
seiner Einmündung ins Mittelmeer vom Nil

durchstossen Es ist, wie dies bereits der Vater

der Geschichte, der alte Herd-dot, ausgesprochen
hat, ein Geschenk dieses Stromes, mit dessen gelben
Fluten sein Schicksal seit »den ältesten Zeiten auf
das engste verbunden war sund es auch heute noch
it. Die Fluten des Nil sind es, die mit ihren

berschwemmungen im Sommer und Herbst
Ägypten jene gewaltige Fruchtbarkeit geben, die

zwei bis drei Ernten im Jahre keine sSeltenheit
sein läßt. Sie sind es, die hier in den ältesten
Zeiten der Geschichte ein-e Kultur erstehen
ließen, deren Hochstand und Zeugen wir in den

Pyraimiden und riesenhaften Tetnpelsanlagen be-

wundern —— lund sie sind es schließlichauch, »die
dem ganzen Charakter des Landes und seiner Be-

wohner auch heut-e noch das Gepräge geben.

Ägypten ist ein ausgesprochen-es Agr-ar-
land, dessen Ertragfähigkeit sman heute durch
riesige Stsaudämme, durch ein Netz von. Be-
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König Fuad Traume-an G. m. d. E.

wässerungskanälen und durch eine sorgfältige Stromüberwachung
wieder auf ihre frühere Höhe zu bringen versucht. Es ist zugleich
mit einer Bevölkerungszahl von rund 13 Millionen Menschen und
einer anbaufähigen Bodenfläche von rund Zx 000 Quadratkilometern
eins der am dichtesten besiedelten Länder der Welt. Sein wirt-

schaftliches Rückgrat bildet heute der Baumwollbau. Er umfaßt
über ein Drittel der gesamten anbaufähigen Fläche und liefert rund

·

7 Prozent der Welternte an Baumwolle, ihat
andererseits aber dazu geführt, daß die Menge
dies im Lande gewonnenen Getreisdes für dsie

Ernährung der Bevölkerung nicht ausreicht und

daher ausländisches, insonderheit iaimerikanisches
Getreide eingeführt werden muß.

Dsie Bevölkerung besteht zu 90 Prozent aus

Mohammsedanern, zu 10 Prozent aus christlichen
Kopten, eingewanderten Europäern und Levans

tinern. Sie ist in ihren alteingesessenen Teilen
ein Gemisch aus während der arabsischen Er-

oberung eingesdrungenen Araberstämmen und den

Nachkommen der altäigyptischen . Urbevölkerung,
den sogenannten Fellachen. Es sind dies größten-
teils Bauern und landwirtschaftliche Arbeiter, die

teil-weise in ärmsten Verhältnissen leben, anderer-
seits aber die übserwisegendeMasse der ägyptis
schen Bevölkerung ausmachen. Nur geringe
Teile von ihnen leben in den -Stä-dten, die sich
dem ganzen Charakter des Landes entsprechend
bis vor kurzem so gut wie ausschließlicham Nil
oder sin dessen unmittelbarer Umgebung befanden.
Die wichtigsten von ihnen sind die Landeshaupts
staidt K-aiiro, das mit rund seiner sMillion Ein-
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chronik des Versailler Vertrages

l4. Februar 1917.

Russischer Außenminister an französischen Dotschafter
in Petersburg: Russische Regierung sagt Frankreich die

Unterstützung folgender franzö-

- lFortsetzung-l

wirtschaftlichen Abhängigkeit von Deutsch-
l an d befreit werden. 4. Die linksrheinischen Gebiete,
die dem Bestände des französischen Territoriums nicht

einverleibt werden, soll-en ein
Ida denbeheimvevtrögen
für die Avtkennung vor-

gesehen .

Evas-eh die beharrt-durc-
ctwngu femdtschea Knetyke.

sischer Friedensbedingungesn zu:

»t. ElsaßsLothringen wir-d an Frank-

reich zurück-gegeben 2. (Die Gren-

zen tdieses Gebietsl werden min-

destens bis zum Umfange des

früheren Herzogtums Lothringen

ausgedehnt und sind nach den
T

J
«

Wünschen der französischen Regie-
»

rung festzusetzen wobei die strafe- H
gischen Notwendigkeiten berück- i« is
sichtigt werden müssen, damit

«

auch das ganze Eisenerzrevier

Lothringens und das ganze Kohlen-
becken des Saarreviers dem fran-

zösischen Territorium einverleibt

wir-d. Z. Die übrigen linksrheini-
- schen Gebiete, dise jetzt zum Be-

stande ««sdes Deutschen Reich-es

gehören, sollen von Deutschland

ganz abgetrennt un d von

ziele bedrohten Oedie
———HeutiqeLande-gierigen

autonomes und neutrales Staats-
wesen bilden und so lange
von französischen Truppen be-

setzt bleiben, bis die feind-
lichen lReicshe endgültig alle

Bedingungen und Garantien er-

füllt hatben werden, die im

Friedensvertag angeführt sein
werden«

"

fl. Mär z 19t7.

Russischer Botschafter in Paris
teilt dem russsischen Außienminister
mit, daß die französische Regie-
rung die im lahre 1916 mit sRußs
land geschlossenen Verträge über

Konstantinopel und sdie
Mse e r e s e n g e bestätisge und

Rußland volle Freiheit bei

jeder politischen und Die Kriegsziele der Alliterteu

M. Festlegung seiner Westgrenze zu-

erkenne.

B. Die wirtschaftlichen Kriegsziele der Feinde Deutschlands
14.-t7- lun i 1916.

Die iin Paris tagende amtliche Wirtschaftskonferenz der

Alliierten beschließt fsür die Kriegssdauer die Ver-

esinheitilicchung und Verschärfung der Wirt-

schaftskblockade, für die Zeit nach dem Kriege die

Fortsetzung des Wirtschaftskrieges gegen die Mittel-

mächte. Für die Zeit des Wiederaufbaues der

all-ierten Länder erklären die All-iierten »ihren gemeinsamen
-

Entschluß, die Wiederherstellung der durch

Zerstörung, Raub und ungerechte Requi-
sition leidend-en Gegenden zu sichern, sowie

gemeinschaftlich Mittel und Wege ausfindig zu machen,
ihnen vor allem zur Rückerstattung ihrer Roh-

stoffe, industrielle-n und landwirtschaft-

lichen Anlagen, Vorräte und Handelsftotte
zu verhelfen«. Den feindlichen Mächten soll für einige jahre
das Recht der Mesistbegünstigung nicht zustehen.

»Zwecks Verteidigung ihrer Handels-, Landwirtschafts- und

schiffahrtsinteressen gegen wirtschaftliche Angriiffe durch

Uberschwemmung mit Waren oder irgend sonstige Kon-
kurrenz wer-den die Alliierten gemeinschaftlich einen Zeit-
raum festsetzen, während dem d e r H asn d el d e r f ei n d -

lichen Mächte besonderer Behandlung und
die dort-her stammenden War-en entweder
einem Verbot oder besonderen Methoden
wirksamer Natu r unterworfen sein sol«len.« »Die
Alliierten werden die Maßnahmen bestimmen, um in ihren
Gebieten fesindsliche Untertanen an »der Aus-
übung gewisser Gewerbse oder lBerufe zu

v e r h i -n d e r n
, die die Landesvierteisdigung oder die wirt-

schaftliche Unabhängigkeit betreffen« Die beschlossenen
,,d a u e r nd e n« Maßnahmen bezwecken die Sicherung der
wirtschaftlichen Unabhängigkeit von den ,,-fein dlich e n«
Ländern usnsd sehen diesen gegen-über besondere Zoltabgais
ben und »Verbote zeitweilig-en oder dauernd-en Charakters«
vor. —-

c. Der Notenkampf um den Frieden 1916 und 1917

12. Dezember t916.

Friedensangebot der Mittelmächte. »Der furchtbarste

krieg den die Geschichte je gesehen hat, wütet seit bald
ZZ lsahren in einem großen Teile der Welt . . . Deutschland
und seine Verbiindeten . . . haben in diesem Kampfe ihre

unüberwindliche Kraft erwiesen. sie haben über ihre an

Zahl sunsd Kriegsmajekiat übertegenen Gegner gewaltige Er-

folge errungen . . . Die letzten Ereignisse beweisen, daß
such eine weitere Fortsetzung des Krieges ihre Widerstands-

kraft nicht zu brechen vermag, daß vielmehr die gesamte
Läge zur Erwartung weiterer Erfolg-e berechtigt. Z·ur
Vetteidigung ihres Daseins und ihrer natio-
nalen Entwicklungsfreiheit wurden- die vier

Verbünsdetesn Mächte gezwungen, zu den

Waffen zug resi f en. Auch die Ruhmestaten ihrer Fleere
hsiben daran nichts geändert. stets haben sie an

der Uberze·ug:ung festgehalten, daß» ihre eigene-n
Rechte und begründeten Anspruche in

keinem Widerspruch zu den Rechten der

anderer Nationen stehen-. Sie gehen nicht darauf
aus, ihre Gegner zu zerschmettern oder gar zu vernichten.

Getragen von dem Bewußtsein ihrer militärischen und

wirtschaftlichen Kraft und bereit, den ihnen aufgezwusngenen

Kampf nötigenfalls bis zum äußersten fortzusetzen, zugleich
aber von dem Wunsch beseelt, weiteres Blutvergießen zu

verhüten und den Greueln des Krieges ein Ende zu machen,
schlagen die vier verbündeten Mächte vor, alsbald in -

Friedensverhandlungen einzutreten. D i e Vorschläge, d i e

sie zu diesen Verhandlungen mitbringen
werden und die darauf gerichtet sind, Dasein,
Ehre und Entwicklungsfreiheiit ihrer Völker zu sichern,
bilden nach ihrer Uberzeugiung eine geeignete
Grundlage für die Herstellung eines dauerhaften Friedens-

Wenn troß dieses Anerbietens zu Frieden und Versöhnung
der Kampf fortdauern sollte, so sind die vier versbiindeten

Mächte entschlossen, ihn bis zum siegreichen Ende zu führen.

Sie lehnen aber feierlich jede Verant-

wortung dafür vor der Menschheit und der

Geschichte ab.« »

ts. Dezember 1916.

Friedensnote des Präsidenten Wilson tin Berlin am

21. Dezember überreicht). Nachdem er in der Einleitung
betont hat, daß sein« Vorschlag unabhängig von dem

Friedensangebot der Mittelmächte entstanden sei, regt der

Präsident an, »daß baldigst Gelegenheit genommen werde,

- s

der «
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ker , . . . . . . ., habe-n beschlossen, 1ge-
meinsam auf die a ln g e btsi c h e n

Friedensvorschläge zu antiworten.« Sie

protsestieresn ,,gegen die beiden wesent-

lichen Behauptungen der Note der

feindlich-en Staaten . . ., welche d i e

Verantwortung tür den Krieg
aut die Alliierten abwälzen

will und die den Sieg der
M i t t e ll m ä c h t e verkündet. Die

richtige lBehauptung nicht zulassen.
die genügt, ieden Verhandlungsversuch
zur Unfruchtbarkeit zu verurteilen . . .

Nachdem Deutschland seine Verpflich-
tungsesn verleßst hat, kan n de r vo n

ihm gebrocthsesne Friede nicht
autf sein Wort gegründet
werden. sEine Anregung ohne Be-

dingungen fxür »die Eröffnunsg voin Ver-

handlungen ist kein F r i ed e n s -

angebot. Der angebliche Vor-

schlag, der, jedes greifbaren Inhalts

und jeder- - Genauigkeit entbehren-d,
durch die Kaiserliche Regierung in
Umlauf gseseßt wurde, erscheint

weniger aOls ein Fried-ens-

angebot denn als ein kriegs-
rnanöver . . . . . . Er beruht auf der

systematischen Venkennung des cha-
rakters des Streit-es . . . Für die Ver-

gangsenheit übersieht die deutsche
Note die Tatsachen, die Daten und
die Zahlen, die feststellen, daß
der ·sl(rsi-eg gewollt, hervor-

Die lcklegskarte vom Dezember lpli

von allen kriegfiihrenden Staaten ihre Ansichten über die

Bedingungen zu erfahren, unter denen der krieg zum Ab-

schluß gebracht werden könnte, und über die Vorkehrungen,
die als Gewähr gegen seine Erneuerung oder die Wieder-

holung eines ähnlichen Konflikts in Zukunft für hinreichend

gelten könntenI so daß sich die Möglichkeit böte, sie offen

zu vergleichen. Dem Präsidenten ist die Wahl der zur Er-

reichung dieses Zieles geeigneten Mittel gleich. Er würde

sich glücklich schäßen, in jeder annehmbaren Weise selbst
dazu beizutragen oder sogar die Initiative zu ergreifen . . .

der Präsident schlägt keinen Frieden vor, er bietet nicht
einmal seine Vermittlung an. Er regt nur an, vertrauliche

Erkunsdigungen einzuziehen, damit wir, die Neutralen, zu-

samtnen mit den kriegführenden Staaten ertahren, wie nahe

wohl das Ziel des Friedens sein mag . . .··

26. De zesmb e r 1916. —

Deutsche Antwort auf Wilsons Note vom ts. Dezember-

»Der Herr .l)räsid—ent zeigt das Ziel, das ihm am Herzen

liegt, und läßt die Wahl des Weges offen. -D er Kais er-

lsichein Regierung erscheint ein unmittel-

barer Gedankenaustausch als der geeig-
netste Weg, um zu dem gewünschten Ergebnis zu ge--

langen . Sie beehrt sich daher, im Sinne ihrer Erklärung
vom 12. d. M., die zu Friedensverhandlungen die ttand bot,
den alsbaldigen Zusammentritt von Dele-

gierten der kriegt-ühren-den Staaten an

einem nesutralen Orte vorzuschlagen. Auch dsie

Kaisertiiche Regierung ist der Ansicht, daß das große Werk

der Verhütung künftiger Kriegeerst nach Beendigung des

gegenwärtigen Völkerrsingens in Angriff genommen werden

kann. Sie wird, wenn dieser Zeitpunkt gekommen ist, mit

Freuden bereit sein, zusammen mit den Vereinigten Staaten

von Amerika an dieser erhabenen Aufgabe -m—itzuarbeiten.«

30. Dezember 19t6.

Antwort der Alliierten auf das Friedensangebot
der Mittelmächte. »Die alliierten Regierusngen . . . . ..

vereinigt zur Verteidigung der Freiheit der Völ-

gerufen susnd erklärt worden

ist durch Deutschland und
Osterr-e.ich-sl.ln garn . . . Für die Gegenwart stützt
sich das angeblich-e Angebot . . . aut eine ausschließlich
europäische »t(riegskarte«, die nur den äußeren und vor-

übergehenden schein der Lage und nicht die wirkliche
Stärke der Gegner ausdrückt. . . . Für die Zukunft erfordern
die durch die kriegserklärung Deutschlands verursachten

Verwüstungen, die unzähligen Attentate, die Deutschland
und seine Verbündeten gegen die Kriegtührenden und

gegen diie Neutiralen verüibt haben, Sühne, Reparationen
und Sicherheiten. Deutschl-and weicht listig dem einen wie
dem andern aus . . . ln voller Erkenntnis der Schwere aber
auch der Notwendigkeiten der Stunde lehnen es die alli-
ierten Regierungen . . . ab, sich mit einem Vorschläge ohne

Aufrichtigkeit und ohne Bedeutung zu befassen. Sie ver-

sichern noch einmal, daß ein Friede nicht möglich ist, so-

lange nicht Gewähr besteht für die Wieder-

herstellung der verletzten Rechte und Freiheiten, fü r die

Anerkennung des Grundsatzes der Nationalitäten und der
freien Existenz der kleinen Staaten, solan ge nic ht
eine Regelung gesichert ist, die geeignet
is t , endgültig die Ursachen zu beseitigen, die so lange die
Völker bedroht haben, und die einzig wirksamen Bürg-
schaften tiir die sicherung der Welt zu geben . . .·«

10. Jan su a r 19t7.

Antwort der Alliierten aut Wilsons Friedens-note vom

is. Dezember 1916. Die Alliierten »sind der Ansicht, d a ß
es unmöglich ist, heute bereits einen Frie-
den zu erzielen, der ihnen die S-ü-hnen, die

Reparatioinen und Bürgschaften sichert,
asuf die sie ein Recht haben infolge des An-

griffs, für den die Mittel-mächte die Ver-

antwortung tragen«. lhre Kriegsziele seien in

ihrer Antwort auf den Frsiedensvorschlag der Mittelimächte

angegeben. »Diese Ziele werden iin den Einzelheiten mit
allen Kompensationen und gerechtfertigten Entschädigungen
erst in der Stunde der Verhandlungen auseinandergeseßt
werden. Aber die zivilsisierte Welt weiß, daß sie alles Not-

wentdige einschließen und in erst-er Linie die Wi e d e r -

Alliierten können diese doppelt uns
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berstet-lang iBe.lg-iesns, S.erbiens und Monte-
negros, die ihnen geschuldeten Entschädigungell-
die Räumung der besetzten Gebiete· VOU

Frankreich, Rußland und ·Rumäniesn»m1t ndekl
gerechten Reparationen, die Reorgdnslsahon
Eukopas, Biirgschaft fiir einen dauerhaften
Eriesd e n, die Zurückgabe der Provinzen und Gebiete-
dre friiher den Alliierten durch Gewalt oder gegen den

Willender Bevölkerung entrissen worden sind. die Be-
freiung der ltaliener, Slawen, Rumänekl-
Tschechen und Slowaken von der Fremd-
herrschaft, die Befreiung der Bevölke-

rsu«ngen, die der blutigen Tvranneii der
Turken unterworfen sind. und die Entfernung
des Osmanischen Reiches aus Europa, weites
zweifellos der westlichen Zivilisation fremd ist.« Die
Alliierten verwahren sich ausdrücklich gegen eine Gleich -

stell-ung mit den Miittelmächten und »zweifeln nicht an
dem Entschluß »der amerikansischen Regierung, s elbst d en
blassesn Anschein einer auch nur mora-
lischen Unterstiiitzung der verantwortlichen Ur-
heber des Krieges zu verm e·iden«.

«

10. lanzuar 1917.
»

Deutsche Note an die Neutralen. Die form, in der die
Gegner das sklrsisedensangebot der Mittelmächte abgelehnt haben,
schließt eine Antwort an sie aus. Die deutsche Regierung legt
aber Wert darauf, den Neutralen ihre Auffassung iiber die

Sachlage mitzuteilen. ,,.-De u t s c h sla nd un d s ein e V e r -

biindeten, die zur Verteidigung ihrer Frei-
heit und ihr-es Daseins zu den Waffen greifen
m u B t e n

, betrachten dieses ihr Kriegsziel als erreicht.
Dagegen haben die te i n d l i c he n M ä c h t e sich immer
weiter von der Verwirklichung ihrer Pläne entfernt, die nach
den Erklärungen ihrer verantwortlichen Staatsmänner unter
anderem auf die Eroberung Elsas-Loihkillgel·ls
und mehrerer preußischer Provinz-en, die

Erniedrigung und Verminderung der öster-

reich-ungarisehen Monarchie, die Auf-

teilung der Türkei und die Verstiimmelung
Bulgariens gerichtet sind. Angesicht solcher
Kriegsziele wirkt das Verlangen nach Sühne, Wiedergab-
Machung und Biirgschaft im Munde der Gegner über-

raschend.« Die Mittelmächte verwahren sich dagegen, daß
ihr Friedensangebot als Kriegsmanöver bezeichnet wird.
»Die ohne Vorbehalt ausgesprochene Bereit-

Pehaft, beim Eintritt in die Verhandlungen
lhre Friedensvorschläge bekanntzusgeben,
widerlegt jeden Zweifel an ihrer Aufrichtig-
k e i t. Die Gegner, in deren Hand es lag, das Angebot auf
seinen Gehalt zu prüfen, haben weder die Prüfung versucht

UPCIIGegenvorschläge gemacht. Statt dessen erklären sie
einen Frieden fsiir unmöglich, solange nicht die Wieder-

herstellung der verletzten Rechte und Freiheit-en, die An-

erkennung des Grundsatzes der Nationalitäten und der
freien Existenz der kleinen Staaten gewährleistet sei. Die
Aufrichtigkeit,die der Gegner dem Vorschlag der vier ver-

verbiinsdeten Mächte abspricht, wird die Welt diesen Forde-
kullgen nicht zubilligen können, wenn sie sich das Geschick

es frischen Volkes, die Vernichtung der

Freiheit und Unabhängigkeit der Buren-

kepubliskem die Unterwerfunsg Nordafrikas
dukch England· Frankreich und Italien, die U n t e r -

l«U(:kung der russischesn Fremdvölker sund

schließlich die ohne Vorgang in der Geschichte dastehende

ergewaltigung Griechenlands vor Augen hält-

Älleh iiber die angeblichen Völkerrechtsverlelzungen der vier

Venbiinideten sind diejenigen Mächte nicht befugt, Be-

Schwerde zu führen, die von Beginn des Krieges asn das

Pecht mit Füßen getreten und die Verträge, auf denen es

beruht, zerrissen haben. Engl-and ssacgte sich schon In den
ersten Wochen des Krieges von der l. o n d on e r D e k l a «-

k a t i o n los, deren lnhalt seine. eigenen Delegierten als
geltendes Völkerrecht anerkannt hatten, und verletzt-e im

weiteren Verlauf ides Krieges auch die l) a ri s e r D e kxl a -

r at i o -n.« Der Aushungerungskrieg gegen Deutschland,

der Druck auf die Nseutralen, »die Verwendung farbiger

Truppen iin Europa, das vertrasgswisdrigeHirn-eintragen des

Krieges nach Afrika, die unmenschlrche Behandlung der

Kriegsgetangenen, die Verschleppung der Zivstlbevolkerung
aus Ostpreußsesm sElsagsLothringem Galiz1en und der Bukois

wina sind weitere Beweis-e, wie die Gegner Recht und

Kultur achten-

tö. Januar 1917.

Die englische Regierung iibesrsendet dem Präsidenten
Wilson die englische Ubersetzung der Antwort der Alluerten

vom lOF lanuar und begleitet sie mit folgenden Aus-

führungen: »Sk. Masjestät Regierung teilt völlig das ldeal

des Präsidenten, hat aber das starke Gefühl. daß die Dauer-

haftigke.it dieses Friedens in weitem Maße von seinem cha-

« «
"

« ""

le d r ret 14FriedensstatrläggoerHeere 1914 Kriegsstar FaHFoziee9

rakter abhängen muß und daß kein dauerhaftes System
internationaler Beziehungen auf Grundlagen errichtet
werden kann, die tatsächlich hoffnungslos mangelhaft sind.
Dies tritt kslar zutage, wenn wir die Hauptumstände be-
trachten, die das Ungsliicik ermöglichten, unter desm die Welt
ietzt leidet. Diese bestanden in dem Vorhandensein einer
Großmacht, die von Herrschbegierde verzehrt wurde, in-
mitten einer Gemeinschaft von Nationen, die fiir die Ver-
teidigung schlecht vorbereitet waren, zwar in reiche-m Maße

Stärke der Krieqsflotten 1914
ln iooo Brutto-Reada-

UT

unterstiilzt durch internationale Gesetze, aber durch keine
Maschsinserie«) um sie durchzusehen und geschwacht durch
die Tatsache, daß weder die Grenzen der verschiedenen
Staaten noch ihr-e innere Verfassung mit den Bestrebungen
ihrer einzelnen Rassen iibereinstimsrnten oder Ihnen
gerechte unsd billige Behandlung sicherte-n. Daß
dieses letztere Ubel stark gemildert werden würde, wenn

I) Heer und Mut-ins Englands, Frankreichs und RuBlsnds zählte-n tm
Frieden: 3198 000 Kopfe, Beet und Mai-tue Deutschlands und österreich-
Ungnrns tm Priedent 1341000 Köpfe-. Im Kriege sählten dte Land-streit-
lcräfte England-, Frankreichs und Zustande 9281000 Köpfe-, dte Deutschlands
und Ostertaleh-Ungsrn 6122 000 Köpfe-. Dte Flotte des Dketverbnndes zählte its,
die Deutschlands unds österretethngerns 20 Groblcamptsehttfs· Der Gesamt-
tounengehnlt der Flotte des Drelvsrbsndes betrug 3 264 000, derjentgs Deutschlandsund Osteneteh-Ungnrns 1 268 000.

i
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die Alliierten die in ihrer gemeinschaftlichen Note ent-

worfenen Veränderungen in der Karte Europas durchsehen
könnten, ist offenbar, und ich brauche nicht besonders

darauf hinzuweisen. Aiugenscheinlich erfordern die

Friedensinteressen und. die Ansprüche der Nationalitäten

in gleicher Weise, daß die türkische Herrschaft über fremde

Rassen wenn möglich beendet wird, und wir dürfen hoffen,
daß die Austreibung der Türkei aus Europa ebensoviel zur

Friedenssache beitragen wir«d wie die Zurückgabe von

Elsaß-l.othringen an Frankreich, der italienischen lrredenta
an ltalien oder jede andere der Gebietsverönderungen, die

in der Note der A’ll-iierten angegeben werden. Es ist augen-

scheinlich, daß solche territorialen

Wisederherstell-u-ng-e-n, wen-n sie »auch

die Gelegenheit-en zum IKriegse ver-

mindern Ikönnen, Ikieisne hinreichende

sicher-heit gegen dessen Wiederkehr

bieten, wenn Deutschland oder viel-

mehr diejenigen kKreise in Deutschland,
die sei-ne öffentliche Meinung Ibilden

und sein-e Geschicke leiten, sich wie-

dierusm vornehmen, sdie Welt zu be-

bekhmawd WY Ih«errschen..... staher kann das eng-
«

lische Vol-k, obwohl es den Wunsch

des Präsidenten nach Frieden vollauf teilt, nicht glauiben,
daß der Frieden dauerhaft sei-n kann, wenn er nicht auf den

Erfolg der ssache der Alliierten gegründet ist.«

31. lanuar-t917

Gleichzeitig mit der Ankündigung des uneingeschränkte-n

U-Bootkrieges überreicht Graf Bernstorff in Washington die

Bedingungen, die die deutsche Regierung zur Grundlage
von Friedensverhandlungen zu machen beabsichtigte: Zu -

rücke r stattung des von Frankreich beseßten Teiles

des Oberelsaß an Deutschland. Gewinnung einer

Deutschland und Polen g e g e n R -u ß l a n d

unsd wirtschaftlich s i cih e r nd e n G r e n z e.

strategisch
K o ·l o n i a l e

Restitution in Form einer Verständigung, die Deutsch-

land einen seiner Bevölikserungszahl und seinen wirtschaft-

lichen lnteressen entsprechenden Kolonialbesiß sichert-

Rückgabe der von Deutschland besetzten fran-

z ö s i s c h e n G e b i e t e »unter Vorbehalt strategischer
und wirtschaftlicher G r e n z b er i c h t i g u n g e n sowie

finanzieller Kompensationen. Wiederherstellung

Belgiens unter bestimmten G a r a n t i e sn fü r d i e

sicherheit Deutschlands. Wirtschaftlicher

und finanzieller Ausglesich auf der Grundlage
des Austausches der beiderseits eroberten

und im Friedensschluß zsurückzugebenden
Gebiete. schadloshaltung der durch den Krieg
gseschäidigtesn deutschen Unternehmungen
und iP r i v -a t p e sr s o n e n. Verzicht auf alle wirt-

schaft-lichen iAbmachungen unsd Maßnahmen, die ein

Hindernis für den normalen Hasndel und Verkehr

nach Friedensschluß sbilidsen würden, Abschluß ent-

sprechender Hiandselsverträge s i c h e r s t e l -

l-un(g der lFreiheit der Meere.v

s. lu ini 1917

Kundgebung der französischen Kammer über

— Kriegsziele: »in-dem sdie Kam-mer den einhellig-en
Protest gegen-zeichnet, den die Vertreter des gegen

seinen Willen Frasnikreich entrissenen Els-aß-l.otihringen im lahre
1871 in der Nationalversammlunig erhoben, ersklart sie, von dem

KriegeI der Europa durch den Angriff des imsperialistischen
Deutschland auferlegt worden ist, die Befreiung »der sbeseßten

Gebiete, die Rückkehr Elsaß--Lothringens zum Mutterland
und die gerechte Reparation der schaden zu erwarten; ent-

fernt von jedem Gedanken an Eroberusng und Unterjochung
fremder Völker, rechnet sie darauf, daß die Anstrengungen
der Armeen der Republik und der Alliierten es nach der

Niederwerfung des preußischen Militarismus erlauben

werden.
Bürgschaften des Friedens und lder

einer jeßt schoin vorzubereiten-den

Organisation der Gesellschaft ider

Nation-en zu erl«an-gen.«

6. luini 1917

»Der französische sen-at beschließt
einstimmig folgen-de Tagesordnung:

Uberzeugt, daß ein dauerhafter

Frieden nur aus dem siege der

alliierten Armeen hervorgehen kann,
bekräftigt der Senat in »den Willen

Frankreichs, den Krieg fort-

zusetzen bis zur Rückgabe Elsaß-Lothringens, der Bestrafung
der Verbrechen, der Reparation der schaden, der Er-

langung von Bürgschaften gegen einen Rückstoß des deut-

schen Militarismus.
"

für die- großen und kleinen Völker dauerhafte

Unabhängigkeit in

19. luli 1917

Friedensresolution des Deutschen Reichstagesc

»Wie am 4. August 1914 gilt für das deutsche Volk auch

an der schwelle des vierten Kriegsjahres das Wort der

Thronresde: ,Uns treibt nicht Eroberungssucht.« Zur Ver-

teidigung seiner Freiheit usnsd selbständigkeit, für die Un-

versehrtiheit seines territorialen Besißstandes hat Deutsch-

land die Waffen ergriffen.
Der Reichstag erstrebt einen Frieden der

Verständigung u n d der dauernden Versöhnung der

Völker. Mit einem solchen Frieden sinid e r z w u -n g e n e

Gebietserwerbungen und politische, wirt-

schaftlicthe usnd finanzielle Vergeswaltis
g u n g e n unvereinbar. Der Reichstag weist auch alle Pläne

ab, die auf eine wirtschaftliche Absperrung
und Verfeindung ider Völker nach dem

Kriege ausgehen. Nur der Wirtscshaiftsifrieden

wird einem freundschaftlichen Zusammen-

leben der Völker den Boden bereiten. Der

Reichstag wird die scihaffung internationaler

R e c h t s o r g a .ni s at i o n e n tatkrsäftig fördern. solange
jedoch die feindlichen Regierungen auf einen solchen

Friede-n nicht eingehen, solange sie Deutschland

Hund seine Verbündeten mit Eroberung und Ver-

gewsaltigung lbedrohen, »wir-d das deutsche Volk wie

ein Mann zusam-menst-ehen, unerschiitierlich saus-

harren usnsd kämpfen, bis sei-n unsd seiner Ver-

bünsdetsesn Recht auf Lebe-n -u-nd Entwicklung ge-

sichert ist. ln seiner Einigkeit ist das deutsche

Volk sunüsberwindlich. Der Reichstag weiß sich

darin eins mit den Männern, die in shelsdenhaftem

Kampfe sdas Vaterland schsüßen Der unvergäng-
liche Dank des ganz-en Volskes ist ihnen sicher.«
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wohner am Anfang des« Nildeltas gelegen, eins der bedeutendsten
Kulturzentren der islamischen Welt bildet, sowie Alexandrien, das
mit einer Einwohnerzahl von rund 600 000 Menschen der

Haupthafen des ihnen sind seit der Er-

bauung des Suez-
kanals an. der

Ostkiiste Ägyp-
tens noch port
Said und Suez
gekommen. Sie

liegen am Ein-

gang beziehungs-
weise Ausgang des
Kanals und be-

sitzen heute rund

9i ooo beziehungs-
weise Zsooo Ein-

Kaise, situdeue Wohners
Neben den

Wasser-n des Nils ist es die geographische Lage, die dem
CharakterÄgyptens und seiner Entwicklung seit jeher das Gepräge
Abt-, Ägypten ist das natürliche Einfallstor in den afrikanischen
Kontinent Es ist wie die Türkei ein Land, wo Okzident
Und Orient einander berühren Und damit eine Brücke zwischendiesen beiden, über die seit altersher der größte Teil des Waren-

handels aus dem
Mittelmeer und aus

Europa nach Süd-
asien und dem

fernen Osten geht.
Diese Bedeutung
hat es insonderheit
seit der Erbauung
des Suezkanals, der

. auch jenen Handel
und Verkehr seinen
Weg über Agypten
nehmen ließ, der

bisher den Seeweg
um Südafrikaherum
nach Ostasien und

Australien gewählt

glatte
Sie machte

gypten damit zu
·

einem Brennpunkt
des internationalen Weltverkehrs, zugleich aber auch zu einem

der wichtigsten Länder in dem englischen Streben nach Sicherung
semes Weltteiches Die Beherrschung Ägyptens wurde für das
meerregierende England zur unbedingten Notwendigkeit Ihr
galt der Kampf Englands gegen Frankreich, das seit den Tagen
Napoleon I. die einflußreichste Macht in Ägypten gewesen
Und dessen Werk auch der Suezkanal war, ihr galt vor

allen Dingen die Besetzung des Nillandes durch England im

Landes ist. Zu

Der-El-Bahari, Tempel«und Felswand

Jahre 1882, nachdem dieses, im Jahre 1875 bereits, den

Kanal durch einen genialen finanzpolitischen Schachzug in
seinen Besitz gebracht hatte. Diese Besetzung ist gegen Ende
des vorigen Jahrhunderts auch auf

en Sudan ausgedehnt worden. Sie

ngeÄgypten zweifellos eine geord-
Verwaltung und Wirtschaft und

III tspnstaußerordentliche Vorteile ge-

polgiiIhm zugleich aber auch seine

nomkscheund staatliche Freiheit ge-

de
men— Ägypten, das bis dahin nur

Ncllnen nach der Oberhoheit des

IstIschen Sultans unterstand, im übrigena er
Vollständig frei und unabhängig

.gewesenwar, wurde bei Ausbruch

les Weltkrieges im Jahre 1914 eng-
IfcheS Protektorat, nachdem es im
Ehre 1899 bereits in. eine gemeins

same englisch-ägyptische Verwaltung
Un Sudan eingewilligt hatte.
»

Un dieser politischen Tage in

Ugspten hat sich seitdem nur wenig geändert." Engl-and
hat Zwar im Februar 1922 unter dem Druck der ägyptischen

Nationalbewegungund seiner sonstigen Schwierigkeiten tm nahen
Orient auf das Protektorat verzichtet und Ägypten als un-
abhängigen Staat in Form einer konstitutivnellen Monarchie

formell anerkannt. Seine völlige Unabhängigkeit aber hat
Uglipten damit noch lange nicht wiedergewonnen. Die Aufhebung
des englischen Protektorats ließ vier Fragen unberücksichtigt,
Peten entscheidende Bedeutung für die englische Machtstellung
Un Mittelmeer, im nahen Orient und in Jndien auf der

Schiff im Suezssdanal

Hand liegt, deren Nichtberücksichtigungandererseits aber den Wert

der den Ägyptern zugestandenen Unabhängigkeit wesentlichherab-
minderte. Diese vier Fragen bezogen sich auf die Zuruckziehungder

englischen Besatzungstrsuppen und die Kontrolle der agyptischen Ar-

mee durch Eng-
land, auf die Ver-

teidigung Ägyp-
tens gegen fremde
Angriffe und den

Schutz der fremden
Interessen« auf
die Kontrolle der

ägyptischenAußeni
politik und die Auf-
rechterhaltuug der

englischen Macht-
stellung im Sudan.

Ihre Regelung
solltespäterenVer-
handlungen vor-

·

behalten bleiben.

Diese Ver-

handlungen haben
nach wiederholten schweren Konflikten Ägyptens mit England
im Juli 1927 begonnen und mit mehreren Unterbrechungen bis
zum Dezember dieses Jahres gedauert. Jhr Ergebnis war ein
englisch-ägyptischer Vertragsentwurf, in dem England zwar neben
der Versicherung, bei den übrigen Mächten für die von Ägypten
erstrebte Aufhebung der fremden Kapitalationen einzutreten,
in die Aufhebung
des bisherigen
englischen Ober-

befehls über die

ägyptische Armee
und seine Um-

wandlung in einen

ägyptischen ein-

willigte, diese Zu-
geständnisse an-

dererseits jedoch
abhängig machte
von der unver-

ändertenKontrolle

der ägyptischen
Außenpolitik,von
der ägyptischen
Anerkennung der

englischen Macht-
stellung im Sudan und vom weiteren Verbleib der englischen Trup-
pen am Nil. Jhre zurückziehungsollte frühestens nach Ablauf von

fünf Jahren, und auch dann nur bis an den Suezkanal erfolgen, im

übrigen aber abhängig sein von der weiteren Entwicklung der po-
litischen Tage in Ägypten.

Dieser Vertragsentwurf ist von den ägyptischen Nationalisten,
die, in der sogenannten Wafdpartei zusammengeschlossen, die bei
weitem überwiegende Masse des ägyptischen Volkes darstellen, ab-

gelehnt worden. Die ägyptischenNationa-

listen waren zwar bereit, mit England ein

militärisches Bündnis abzuschließen, das
im Kriegsfalle beide Länder zu gegensei-
tiger Unterstützung verpflichtet und Eng-
land in diesem Falle auch das Recht ge-
geben hätte, die ägyptischen Häfen, Flug-
plätze und Eisenbahnen zu benutzen. Sie
waren auch bereit, unter formeller Auf-
rechterhaltung ihrer bisherigen Ansprüche
in den Fortbestand des im Jahre 1899 ab-

Kairo, Hof der Moschee vaamed Ali

Cheopspyraniide und Sphinx

geschlossenen englisch-ägyptischen Sudan-

vertrages einzuwilligen. Was sie aber

forderten, war die sofortige Zurück-
nahme der englischen Besatzungstruppen
und die Wiederherstellung der vollen ägyptis
schen Souveränität. Die englische Regie-
rung hat ihrerseits dies abgelehnt.

Sie besteht auf unveränderter Annahme des von ihr vorgeschlagenen
Vertragsentwurfs. .

Die politische Lage in Ägypten ist damit heute noch die gleiche
wie im Februar 1922. Sie hat neben ihrer außenpolitischen aber

auch noch eine innerpolitische Seite, deren Grundlagen gegeben
sind durch die verschiedenartige Einstellung der einzelnen ägyptis
schen parteien gegenüber der Verständigung mit England. Diese
verschiedenartige Einstellung kommt zum Ausdruck in der Haltung
des ägyptischen Königs und der ihm nahestehenden Kreise, die mit

allen Mitteln versuchen, mit England in ein vertraglich festgelegtes
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Verhältnis zu kommen, und die von England hierfür gemachten
Vorschläge als eine im Rahmen des zur Zeit Möglichen geeignete
Basis ansehen. Die Folge davon sind innerpolitische Span-
nsungen in Ägypten, die überbrückt wurden, solange an der Spitze
der ägyptischenRationalisten eine Persönlichkeit stand wie der ver-

storbene Saad Zaghlul pascha, sofort jedoch mit aller Schärfe her-
vortraten, als nach dessen Tode eine solche Führerpersönlichs

keit nicht mehr vorhanden war. Ihr Ergebnis waren schließlich
innerpolitische Verhältnisse in Ägypten, die -der Regierung und dem

. König eine geordnete Regierungsweise so gut wie unmöglich mach-
ten und geeignet waren, Ägypten in neue unabsehbare Verwickluns

gen mit England zu bringen. Diese innere Spannungen haben im ver-

gangenen Jahre König Fuad veranlaßt, im Einvernehmen
mit seinen Ministern die Verfassung für drei Jahre zunächst außer
Kraft zu setzen und für diese Zeit die gesamte Regierungsgewalt
selbst zu übernehmen.

Die Saarliige und das deutsche Land an der Saar.
Von Verwaltungsdirektor V o g e l - Berlin, Leiter der Geschäfts-

stelle ,,S aarsVerein«.

»Mein-er Meinung nach ist es ganz gleichgültig,ob die Volks-

abstimmung 1935 oder 1955 stattfindet. D ie S a a r b e v ö l -

kerung will zu ihrem deutschen Vaterlande

zu r ü ek. Sie umfaßt 780 000 Pers onen, die praktisch alle Deut-

sche sind. Sie werden verstehen, daß 780 000 Deutsche nicht
entzückt davon sind, von vier Äusländern regiert zu werden.

Die Bevölkerung wurde allen politischen
Einflusses beraubt.«

So schrieb der im Jahre 1927 von seinem posten als Präsident
der Siaarregiermiigskommisksion zurückgetrieteneKancvdier -S te pth e n s

in einem Äufsaize des in Montrieal heraus-gegebenen ,,-Star«. So

sprach der Mann, der in etwa dreijähriger Tätigkeit innerhalb der

Saarregsierungsskoms
mission »als Nachfolger
des Franzosen Rault

gewiß hinreichend Ge-

legen-heit hatte, sdie

deutsche Bevölkerung
und die Verhältnisse
an der Sasar kennen-

zulernen. Diesen Wor-
ten des früheren Saar-

prässidenten Stephens
braucht smian nichts
hinzuzufügen, sie cha-
rakterisieren idie S sasa r-

frasge hinreichend.
Dort an der

Saar kämpft die durch
"

«

den Msachtsspruch von

Versatlles gegen ihren Willen vom deutschen Vaterlande und

deutschem Stammvolk Zeitlich abgetrennte Bevölkerung ohne
Wanken und Zagen für ihre Wiedervereinigung, für ihre und für
Deutschlands Freiheit, indem sie immer wieder gegen sdie Lüge von

den 150 000 Saarfranzosen Clemenceaus zeugt. Die Saarfrage ist
lösungsüberreif. Der Völkerbund würde sich selbst den besten
Dienst erweisen, wenn er seinen ganzen Einfluß aufböte, um

Frankreich zur Tiquidierung der Saarfrage zu veranlassen. Be-

zeichnet nicht auch der Vorgänger Stephens, das kanadische Mitglied
der Saarregierung Waugh, seinerzeit wegen der unhaltbaren Zu-
stände an der Saar dieses Völkerbundsgebiet ein ,,Unruhezentrum

- Europas« P
,

Die Sinnlosigkeit des Versailler Diktats mit

seinen zerstörenden Wirkungen in politischer, wirtschaftlicher und
kultureller Beziehung hat sich besonders augenfällig an dem be-

klagenswerten Schicksal des Saargebietes gezeigt. Zur Rege-
lung der Saarfrage ist es bekanntlich erst nach langen
schwere-n Kämpfen zwischen Clemenceau, Lloyd George und Wilson
gekommen, da Frankreich nichts mehr und nichts weniger als die

völlige Ännexion des Saargebietes verlangte. Wilson setzte diesen
Ansprüchen heftigen Widerspruch entgegen, indem er die Richtigkeit
der von den Franzosen mit wirtschaftlichen, geographischen, ge-
schichtlichen, politischen und rechtlichen Hinweisen begründeten
Forderungen bezweifelte. Erst als Clemenceau auf eine angeblich
bestehende Adresse von 150000 Saarfranzosen,« die die

Wiedervereinigung mit Frankreich wünschten, verwies, ließen sich
Wilson und Lloyd George auf eine Regelung ein, wie sie in
»den 21rtikeln 45 bis 50 mit den zwei Kapiteln des Saarstatuts

im Versailler Diktat festgelegt wurde.

— 262

Die tanalisierte Saar bei Güdingen

König Fuad, der seit dem Jahre 1917 zunächst als Khedive
und dann als König an der Spitze des ägyptischen Staates steht,
hat sich mit diesen Maßnahmen im Gegensatz zu großen Teilen

seines Volkes gestellt. Ob er damit richtig gehandelt hat, läßt sich
von hier aus nicht übersehen; das wird die Zukunft zeigen. Ein
Urteil hierüber zu fällen steht uns in jedem Falle nicht zu. Wir haben
dazu auch keine

Veranlassung
da Deutschland an den inneren und

äußeren Verhältnissen ·gyptens in keiner Weise beteiligt ist.
Deutschland verfolgt in Ägypten keinerlei politische Absichten. Es

erstrebt in Ägypten allein wirtschaftliche und kulturelle Ziele. Seine

dortige Tätigkeit erstreckt sich allein auf die Herstellung möglichst
enger, für beide Länder vorteilhafter Handelsbeziehungen, sowie auf
die Erforschung der ägyptischen Ältertumskunde, wie sie zum Aus-
druck gekommen ist in den deutschen Ausgrabungen auf dem

Pyramidenfelde von Gizeh und der Wiedereröffnung des deutschen
archäologischen Instituts in Kairo. H. R.

Zur Zeitgeschichte
Zehn Iahre leben die deutschen Brüder an der Saar

nun« schon unter der völkischen L o s t r e n n u n g v o m

Reich unter einer Fremdherrschaft, die noch immer

nicht den ihm zu treuen Händen anvertrauten Gebiete dienen,
sondern in allen entscheidendenFragen gerade dem französischenMacht-
haber«der die-

Hände nach
demSaargebiet
ausstreckt,will·
fährigist.Noch
immer weigert
sichFrankreich,
die Saar wie-

der frei zu
geben. Dabei

schwelt eine

neue Gefahr ,

fglxäissshåsstVereinigte Hünen- uuv Stahlwerte Durbach-Esch-Düvecingeu

Die Gefahr der Zerstüclelung durch Frankreich, wenn es nicht das

ganze Gebiet an sich zu reißen vermag. »War ndtg e f ahr« und

,,s«aarländ-isch-lothringische Wirtschaftsverbuns
d e n h e i t« sind die Gesichtspunkte, die heute in- der fr a n z ö -

s i s ch e n S a a r p o l i t i k hervortreten und düstere Schatten um

die Zukunftsentscheidung für unser so treudeutsches Sargebiet
spinnen. —

Noch ist die Aufgabe, die sich der Bund der S aarvereine
und die Geschäftsstelle ,,S a a r - V e r e i n« als vaterländische
ü b e r p a r t e i l i ch e Organisation, deren Gründung vor zehn
Jahren erfolgte, mitzuwirken nach Kräften an der Deutscherhaltung
des ungeteilten Saargebiets, nicht erfüllt. Ihre Hauptaufgabe ist
es, iin Deutschen Reiche überall das Interesse und Verständnis für
das traurige Geschick des vom Reiche losgetrennten und jahrelang
hindurch fast hermetisch abgeschlossenen Saargebietes zu wecken

und u festigen, um so dem Kampf der Saarbevölkerung um die

Deut cherhaltung ihrer Heimat im Reiche einen Stützpunkt zu geben«
Deshalb sind die im Reiche zerstreut lebenden Saarländer in ört-

liche Organisationen —

(Ortsgruppen) zusam-
« ·

mengefaßt, um so auch
eine Stätte alter

Heimatgefühle zu
schaffen. Un die Spitze
ihrer hochbedeutsamen
vaterländischen Auf-
klärungsarbeit dürfen
wohl mit Recht die

alljährlich stattfinden-
den großen S a a r -

kundgebungen
mit den Jahres-

t a g u n g e n d e s

Bundes der Saar-
vereine gestellt werden. In eindruckvoller Weise bringen diese
alljährlichen Saarkundgebungen die Zusammengehörigkeitdes Saar-
volkes mit Deutschland zum Ausdruck. Aufgebaut auf der deutschen
Selbsthilfe aius eigen-er Kraft sind die Geschäftsstelle ,,S aa r -

Verein« und der Bund der Saarvereine als private
Organisationen angewiesen auf die Opferfreudigkeit der an-

geschlossenen Einzelmitglieder, Körperschaften, Ortsgruppen usw.
Die diesjährige 9. Tagung des Bundes der Saar-

vereine«,- welche vom 8. bis Io. Iuni in Münster i. W. unter

dem Protektorat des Reichskanzlers a. D. Dr. h. o. Marx stattfindet,

AltOttweiler
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steht unter dem Mahnruf ,,Weg mit der Saarlüge«. Was
dleser Tagung noch eine besondere Bedeutung geben wird, sind die
Unsprachen des Reichsinnenministers S e verin g und der Reichs-
ta-.OI-5s(«bgeordnetenProfessor prälat Dr. K a a s, sowie der wirkungs-
VOUS Abschlußder großen Weihestunde abends gegen 10 Uhr auf
den?»DOUIplotz,unter Mitwirkung von 1500 Sängern der Stadt

MünsterI— W. und von Musikkapellen, bei Festbeleuchtung der alt-

ZzstdrtschenStadt Münster uwd sbei feierlichem Glockengeläsuteallek

Mltchenvon Münster. Mit dieser Kundgebung und mit seinen
ahnungen Wendet sich der Bund der Saarvereine von Münster

" MS an Ulltei »diefür Recht und Gerechtigkeit, für Wahrheit und
YUV Selbstbestimmungauch in der Saarfrage eintreten, um so
am Werke des Friedens und der Versöhnung
und der Gerechtigkeit mitzuwirken.

Die Reichsanleihe.
Dlie Vorlage uan Verabschiedung des »Gesetzes über Maß-

Wlimm Zuk· der Kassenlage« hat die Aufmerksamkeit
der Ostern-schreit noch viel stärker auf den Reich-heuchelt und
VJSKsassenlssgsedes Reichs gerichtet als die sehr schwierigen poli-
tischen Verhandlungen die nach der Vorlage des Etats für 1929

IX
dem heksanntenKompromiß der Regierungsparteien führten.

Te eneMthew »und;zum Teil schmerzhaften Abstriche iin Reichs-
iKIUSOhGIt-»sdie dieses Kompromsiß vor-sah, um den Aus-gleich des
Etats moglichstnohne Steuererhthungen zu erzielen, konnten viel-
leicht den erwecken, .al,s--·ob-s-für 1—929 finanzpolitsischdas
Wesentlichegetan sei. Tatsächlich haben die jetzt von der Reichs-
regierungvorgeschlagenenund vom Reichstag beschlossenen finan-
ziellen Notnraßniashmen,die Begebung einer ganz ungewöhnlich aus-

gestattet-en Reichsanlesihe im Betrage von 500 Millionen und! die
allmähliche Veräußerung der dem Reich gehörenden Vorzugsaktien
der Deutschen Rseichsbahn an öffentliche Kreditinstitute und die

Träger der Sozisallversicheruntgauch Nicht ldsesn Zweck, ein Defizit
im ordentlichen Haushalt zu decken, sondern die aufs äußerste an-

gespannte Kassenlage des Reichs zu- entlasten Unter Kassenlsage
versteht man das Verhältnis, in dem die in der Kasse befindlichen
Mittel des Reichs zu seinen jeweiligen Ausgabeverpflichmngen
stehen;Das Reich braucht regulär etwa einen Betriebsmittelfonds
Ist Hohe von 300 Millionen, um die an den Usltimotermsinen ent-

stehendeBedarfsspitze glatt decken zu können. Die Bereitstellung
Eies-esFonds würde natürlich, wenn niemals ein eigentliches De-

iIzIt; Im Haushalt aufträte, keine Schwierigkeiten machen, um so
Wentgeu als das Reich bei der Reichsbank einen Kontokredit in
Hohe von 100 Millionen zur Verfügung hat und außerdem bis
SUM Betragevon 400 Millionen Schsatzwechselbegeben dars, die von

der Reichsbanlkaufgenommen wer-den können-.

·

Wenn Jetzt die Reichs-lasse in so außerordentlicer Schwierig-
keitengeraten ist, daß der Reichsfinanzminister eine Anleihe von

090 Millionen und außerdem noch dsie Veräußerung der im Reichs-
elgentum befindlichen Vorzugsaktien der Reichsbahn im Betrage
von 790 Millionen RIMx zur Herstellung einer normalen Kasse-n-
rwszesur notwendig hält, so könnte das zunächst die Reichs-finanz-
Werschaft in einem vbedenklichen Licht erscheinen lassen. Wenn

malt Jedoch die Gründe, die zu dieser unerfreulichen Kassenlage
SFsUIhrthaben, näher untersucht, so sieht man, daß von einer Ge-

lasthung der Reichssiinsanzen unidi einer Defizitwirtsschaft gar keine

Rede sein kann. Die Anspannung der Reichskasse erklärt sich näm-
Ich daraus, daß weit zurückliegende«Ausgaben des außerordent-

lichen Haushalts, für deren Deckung ursprünglich Anleihen vor-

gesehen waren, zunächst aus Kassenmittetm aus Einnahmen des

HAVE-lichteHaushalts gedeckt worden sind, weil die rege »de-
Fpltaslmarktes seiner zeit eine Anleiheaufwahme Nicht zulteßs
Ufer nicht get-eilte Fchlvetwg im außerordentlichenHaushalt ve-

tVUsursprünglichetwa 1 rnilliarae und-« ist schließlichoutch Ver-

wendungvon übersschüssienaus dem ordentlichen Haushalt durch
rk·c1(tstrci(·i,liciseAbstreichung einzelner Ausgaben usw auf 658 Mil-
WUM reduziert worden. Daß man ÜberhckulptUUSSIEIIM Des
außerordentlichenHaushaslts mehr oder durch«Anleihen
PecktiIst allgemein üblich und entspricht ziemlich allgemein als ge-
lUNd anerkannten finanzpolitischen Grundsätzen, wennes sich um

außerorldentlicheeinmalige Ausgaben oder Aus-gaben für werbende

Wecke handelt. Die erste Anspannung- der ReichsIkasseentstand«also
Paldukckddaß etwa 600 Millionen aus Kiassenmtttelnfur dieses
TM 1927 durchgeschleppte Defizit im außerordentlichenHaushalt
aufgewendet werden mußten. Dazu kamen nun in diesem Jahre die

Vorschüssedie das Reich auf Grund der unvorhergesehenenund
Hans UngewöshnlichensArbeitslosigkeit sasn die Arbeitslosenversiche-
Fung im Taufe der letzten Monate zu leisten hatte — sie
Den Betrag vson etwa 400 Millionen erreichen —»-,und schließlich
kam ein weiterer Kassenausfall dadurch, daß Kredite, die dskIsReich
an die Preußenkiasseund ldlie Reichsbahn gegebenhatte- Mcklt zUM
erwarteten Termin zurückgezahltwuriden." Hieraus seht hekwk- daß
die jetzt geplante finanzielle Entlastungsaktion zum Ausgleich von

,

BeIttstungender Vergangenheit, und zwar zum Teil sehr zurück-
gehenden Belastungens dient und daß die Wiederkehr einer ashnlichen

Lage nicht zu befürchten ist, da weder im ordentliche-n noch im

außerordentlichenEtat künftig ein ähnliches Defizit zsu besorgen ist.
Trotzdem bleibt, finanzpolitisch betrachtet, die Tatsache, daß

nunmehr ziemlich gewaltsam eine finanzielle Entlassttmg durch-
geführt werden smuß, höchst unerfreulich. insbesondereweil die

gegenwärtigeWirtschaftslage und die Spannung des Kapitalmarktes
den Zeitpunkt als außerordentlich ungsünstig erscheinen lassen.
Nur der Zwang zum Handeln rechtfertigt die Aktion unldl ihre
Form. Dieser zwang besteht uindk läßt weder ein weiteres Alb-

swarten noch einen ander-en Ausweg- als den der Anleihebegebungzu.
Das Reichs hat sich bisher durch die Inanspruchnahme kurzfristiger
Krediite bei den Groß-bandenbehelfen müssen. Dieser Weg ist infolge
der Versteisung des Geldmarktes und insbesondere der Kredit-

restviktion dersReichsibsank nsichztweiter gangbar. Die Banken wären

selbst beim besten Willen nicht in- der Lage, die steigenden Kassen-
anssprüchedes Reiches durch neue Kredit-e zu befriedigen Steuer-

erhöhungen oder Erhebungen außerordentlicher Abgaben können zur
Beseitigung der Kassenschwierigkeiten nicht herangezogen werd-en.

Abgesehen davon, daß die Belastung für die Wirtschaft, die steuer-
"lich bereits bis. zur Grenze ihrer Leistungsfähigkeit in Anspruch

genommen ist, unerträglich ist und in dieser Zeit der Depression und

Geldknappheit nicht verantwortet werden könnte, würde dies Mittel

auch im Prinzip verfehlt sein. Die Deckung eines der-artigen ein-

maligen und ungewöhnlich hohen Sonderbedarfs durch Steuern
würde gegen die Grundsätze einer rationellen Fsinanzpolritisk ver-

stoßen. Im übrigen wäre aber oder Versuch, durch neue Steuern
die Kassenschwievigkeitenzu"be·heben, schon von vornherein des-wegen
ausstchtslos,»weildie benötigten Mittel gewissermaßen von heute auf
morgen verfugbar gemacht wenden müssen. Das kann nur im An-

belhewegtegeschehen .

—

tht Rücksicht auf die ungünstigem Verhältnisse am Kapital-
markt war es« notwendig, die geplante Anleihe ganz besonders aus-

zustattenzwenn man des Erfolges sicher sein wollte. Man hat zu
einem für Deutschl-and-gänzlich ungewohntem im Auslande aber

oft und erfolgreich angewandten- Reizinittel gegriffen: Die Anleihe
wird von der Vermögenssteuer-,der Einkommensteuer und für den
ersten Bewerber auch ·von der Erbschaftssteuer frei-gestellt. Damit

werden dem Anleihezeichner, insbesondere demjenigen mit großem
Einkommen, ganz außerordentliche Vorteile neben der Verzinsung
(7 v».H.)gewahrt, so daß an dem Erfolge der Anleihe kaum zu
zweifeln ist. Der Ausfall, den das Reich durch die Steuservergiün-
stigunlgen erleidet, schätztman auf etwa 10 Millionen, so daß für
das Reich ldiie effektive Belastung durch zinsesndienst und- Steuer-

ausfall etwa 9 v.H. betragen wird. Hierbei ist weniger die tat-

sächlicheHöhe der Belastung die bei den gegenwärtigen Bedingung-en
am Anleihemarktunvermeidlichist, als die Form unerfreulich. Das
hat der Reichsfinanzsminister selbst in der Begründung sein-er Vor-

lage frei ausgesprochen und die Parteien-, die für das Projekt ge-
stimmt lhaben, haben dieses Unsbehagen selbst stark empfunden Es

ist selbstverständlichdaß eine Wiederholung einer solchen Maßnahme
nicht in Frage kommen kann. Die Bedenken, die gegen die Anleihe
sprechen, liege-n mehr auf moralischem als »auf wirtschaftlichem
Gebiet. Zweifellos widerspricht die Steuerbefreiung den Grund-

sätzen der steuerlichen Gerechtigkeit und? ist daher steuer-politisch wie

sozialpolitisch zu« bedauern.
,

Von den- Zeichnern der Anleihe werden die Stenervergünsti-
gungen stark positiv gewettet werden. Sie hab-en die Möglichkeit
zu ein-er Kapitalanlage die gleich günstig nicht wsiederkehren wird,

In der Wirtschaft und insbesondere auf dem Kapitalmarkt wird
eine Rückwirkung der Anleihemission naturgemäß zu verspüren sein;
jedoch darf man sie nicht überschätzen Es handelt sich schließlich
nicht darum, »der Wirtschaft neue Beträge zu entziehen, sondern
im wesentlichen nur darum, kurzfristige Kredite zu fundieren.
Es ist also keine zusätzliche Belastung der Kreditwirtschaft,
sondern nur eine Änderung in der Form die-r Beanspruchung
Außer-dem ist smit einiger Sicherheit auf einen gewissen Zsufluß oder

Rück-fluß von Kapital aus »dem Ausland-e zu rechnen. Jedenfalls
ist hieran nicht zu« zweifeln, wenn die Pariser Rseparationss
verhandilungen zu einem greifbaren Erfolge führen.

Die Bedingungen, unter denen die Reichsanleihe aufgelegt wird,
sind folgende:

Die Anleihe wird zuerst sin einem Teilbetrage von 300 Mil-
lionen RM". in der Zeit vom 24. bis 51. Mai zur zeichnusng auf-
gelegt, der Emissionskurs ist 99 v.H., der Zinssatz 7 v. H. Die An-

leihe ist frei von Vermögenssteuer und Erbschaftssteuer. Bis zum
8. Juni sind«40 v.H., am s. Juli undlasm Z. August je weitere
Zo v.H. einzuziashlen Der zinsenlauf beginnt am l. Juli 1929. Die

Zinsen sinds halbjährlsichzsu zahlen. Die Anleihe ist fünf Jahre
unkündbar, und· wenn von der Kündigung kein Gebrauch- gemacht
wird, innerhalb der nächsten zehn Jahre, also vom I. Juli« 1934 an

jährlich mit je einem zehntel zu« tilgen-. Sie ist in Stücke von

100, soo, 1000, 5000, Ioooo und 20 ooo Rim. eingeteilt. Sie wird
an der Börse eingeführt werde-n und« lombardfähig in Klasse I sein. —

Im Falle einer Überzeichnung des zunächst ausgelegten Teil-

betrages von Zoo Millionen werden Zuteilungen bis zur Höhe von
»

500 Millionen erfolgen. Dr. Georsg Mertens.
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Wiener Festwocnenl
Es ist allmählich zur Tradition geworden, daß Wien nach der

glücklichenÜberwindung einer traurigen Elendsperiode im Kriege
und in den ersten Naschkriesgsjahren seinen alt-en Ruf sals Stadt sder

«

Freude und eines frohen, künstlerisch
vertieften Lebensgenusses aufs neue

zu beweisen sucht, der ihr nicht erst
seit den Tagen
des berühmten
Wiener Kon-

grefses eignet.
Die Feiern des

Beethoven -Ju-
·

biläums, des

Schubertjahres
und in diesem
Jahr die Er-

innerung an die

berühmte Walzer-Dynastie Strauß
boten die willkommene Möglichkeit,
für die zu Beginn derschönenJahres-
zeit angesetzten Festwochenjeweils ein

besonderes Leitmotiv anzuschlagen.
Es ist kein Geheimnis, daß die zahl-
reichenkünstlerischenFesteundmeisters

haften Ausführungen, die Inszenierung farbenprächtiger Volksfeste,
die Durchführung internationaler sportlicher Wettbewerbe usw»
nicht in letzter Linie dazu bestimmt sein sollen, aus handelspolitisch
wichtigen Gründen dem an sich in der letzten Zeit sehr gesteigerten
Fremdenverkehr nach Gsterreich Impulse ganz eigener Art zu geben-

Doch konnten solche national-

ökonomischen,nüchternen Be-

rechnungen den Veranstaltun-
gen der bisher durchgeführten
Wiener Festwochen, wie es bei

Rathaus

Axt-saus- Hs
-

s-

»

dem Grundcharakter der festes-
if

"

frohen und kunstbeschwingten
österreichischen Bevölkerung

"·

. nicht weiter wundernehmen
kann, keineswegs den Charakter
einer herzlichen Ursprünglich-
keit nehmen. Und so zeigen die
Wiener Festwochen schon seit
Jahren das erfreuliche Bild
eines Volksstammes, der unter

dem harten wirtschaftlichen Gebot der Stunde seine Vitalität auf einem
Gebiete zu bekunden sucht, das ihm ureigenstes Lebenselement ist,
ohne daß die Gefahr nahe rückt, daß mit dieser Entfaltung leben-

digen Volkstums zum materiellen Nutzen der Heimat Interessenkon-
flikte mit den Nachbarn verschiedener prägung ent-

stehen. Im Gegenteil stellt es eine Art von Inter-
nationalisierung Wiens in einem günstigen Sinne

dar, wenn in

diesen Wochen
Fremde aus

aller Welt,
selbstverständ-
lich unter be-

sonders reger
Beteiligung

derBriideraus
dem Reiche,
an den künst-
lerischenAuße-
rungen eines

Neichobrücke

Heldenplatz

Die Burg

Treppenbauo im Burgtbeater

hochbegabten deutschen Stammes teilhaben.. Denn die boden-

sttindige Note und das ursprüngliche, durchaus deutsche Kunst-
leben der uralten deutschen Metropole im Süden, die demnächst das

Iubiläum ihres Zooojährigen Be-?

standes zu feiern beabsichtigt, sind in

allen künstlerischenProgrammteilen der
Wiener Festspiele
durchwegs zu be-

merken. Sie werden

sich in erster Linie
in dem nach ganz

neuartigen künst-
lerischen Grund-

sätzen durchgeführ-
ten Gewerbefestzug
manifestieren, den’

Rudolf Laban nicht
als Parademarsch prunkvoll geklei-«
deter Menschenmassen, sondern als
eine rhythmische Expression, die Farbe,

Alte Gasse

Leben, Bewegung ausstrahlt, inszenierien wird. Große Wiener

Komponisten wie Korngold, Bittner, Granichstaedten, Wellesz
und Krenek haben die Musik für dieses große Festspiel
im Freien geschaffen, die mit riesigen, künstlerisch aus-

gestatteten Lautsprecherwagen über den ganzen, viele Kilo-
meter langen Zug erschallen wird. Ein weiterer Höhe-
punkt wird die Darstellung von Georg Büchners Trauer-

spiel »Dantons Tod« als Frei-
lichtaufführung im Arkadenhof des

Rathauses unter der Regie von

Max Reinhardt sein. Das musi-
kalische programm ist an Reich-
haltigkeit kaum zu überbieten und

stellt natürlich in den Mittelpunkt die

Musik der Straußschen Walzerkönige
in Form ihrer klassischen Operetten,
eines IohanniStraußsZyklus usw. Es

soll nicht unerwähnt bleiben, daß
Wien auch seine Lessingszentenars
feier im Rahmen der Festwochen
begeht, die mit einer Festauf-
führung von ,,Emilia Galotti«

ihren Höhepunkt erreicht. Zahl- Alter Hof
reiche künstlerische Ansstellungen, -

nationale und internatisonale sportliche Veranstaltungen, dar-

unter die besonders bemerkenswerten Städtekämpfe Wien-
Berlin im Tennis und Fußball, viele Volksfeste, ein Alt-Wiener

Rosenfest auf dem berühmten KobenzlsSchloß, siollen eine ebenso
reichhaltige wie würdige Umrahmung der künstle-
rischen Spitzenleistungen sein. — So steht zu hoffen,
daß auch die diesjährigen Wiener Festwochen den aus

diesem Anlaß zu erwartenden, zahlreichen Gästen aus dem
Auslande einen
Beweis bieten, wie

stark trotz allen

Ungemachs und

schwerer Schicksals-
schlägeauch in dem

deutschen Stamm

Osterreichs die
Brunnen volkstüm-

licher Freude und

traditionellenkunsti
lebens strömen. Belvedere Maotade mit Plastiteiy

Berlin als Kullu rzenlmm in der Kunst
Von Dr. Rai-»F schmidt

»Im Rahmen der Berlin-Festspielwoche« geschieht mancherlei:
kaum eine Veranstaltung mit größerer Berechtigung als die Aus-

stellungen, die Berlin und seine spezifische Kultur in der Malerei

widerspiegeln. Fremde und Einheimische (die es manchmal ebenso
nötig haben) erfahren hier Genauestes und Authentisches von den

liebenswürdigsten Seiten der nicht immer wohlwollend angeschauten
Reichshauptstadt. »

Hat Berlin denn überhaupt je eine Kultur gehabt? wird man-
cher nicht ganz Unterrichtete zu fragen geneigt sein. Denn um die

Vergangenheit handelt es sich: von der Kultur der Gegenwartsollen
ja eben die mannigfachen Festspiele und Veranstaltungen überzeugen.
In die Vergangenheit aber führt die A u s st e l l u n g ,,H u n d e r t-
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I a h r e B e r l i n e r K u ns
« im Landesausstellungsgebäude (Alt-

Moabit), sund sie beantwortet tatsächlichjene Frage mit einem un-

zweideutigen Ia.

Man wird sich dort nicht bei der Abteilung der Lebenden auf-
halten, die keinesfalls die heutige Spitzenleistung der Berliner Kunst
repräsentieren kann, und sogleich die Alten aufsuchen, die ein so
starkes, echtes lebendiges Bin von ,,einer Zeit, die längst vergangen

ist«, aufrollen, daß. man hier wahrhaftig das vielgeläsierte Berlin
von Herzen lieben lernt.

Weiter als bis zur Biedermeierzeit reicht diese Schau allerdings
nicht zurück,weil sie den Anfangstermin naturgemäß 100 Iahre vor



Der Heimatdieiist
W-

der Gegenwart ansetzt. Aber gerade diese Epoche deutscher Kultur

hat überall ein so liebenswertes Andenken an ihre noble Bescheiden-
heit und geistige Selbständigkeit,daß sie heute längst ein Begriff für
eine wahrhaft kulturgetränkte gute »alte Zeit« geworden ist. In
Berlin zeigte sie sich, dem Charakter der Norddeutschen entsprechend,

herber und strenger
als z. B. in Wien
oder München. Der

wesensbestimmende .

Maler, der Menschen
und Dinge jener
Jahrzehnte am über-

zeugendsten darge-
stellt hat, iftFranz
Krüger; seine

Bildnisse von Spons
tini, Savigny, dem

jungen Bismarck, den

Königen, prinzen,
Gelehrten, Damen
des Vormärz besitzen

nur in seltenen
Fällen jene urbane

Liebenswürdigkeit,
die sein Reiterbilds

»

nis der Fürstin Lieg-
»

miß-auszeichnet (de-
ren Charme auch von

anderen Malern oft
und gern gemalt
worden ist, A.

H e n n i n g und

H o p f g a r t e n

« ,

sz legen hier
« « ’ « ·

Zeugnis davon
Este-met Gärtner

ab) Aber Viel-
Blick von der Werderschen Kirche Ieicht darf man

Krüger nur als den äußersten Exponenten jenes scharfen verständi-
gen, ganz unsentimentalen Berlinertums betrachten, dessen geschätzte-
stes Beiwort in der Gegenwart sich ,,keß«nennt. Es gibt eine Fülle
von Darstellermdie den Menschen jener Zeit eine eckige und halb
verschamteGrazie lassen, wie der treffliche J. E. Hummel, der
Henriette Sontag beim Einkauf in einem putzladen zeigt, oder

Kaselowsky, der Wilhelm Ermeler unter der Tassoeiche in
Rom malt, also in einer Situation, die den Großbürger aus dem
Norden in. enge Beziehung zur klassischen Bildung, zu Goethe und
ZU allen guten Geistern der südlichen Romantik setzt. Vollends

empfindet man bei den eigentlichen Bildnismalern um 1840, die

G»e1stUnd Geschmackihrer prominentensMitbürger verkörpern, einen

li»0herenSchwung, den ihnen die Romantik der Jugendzeit unver-

lierbar hinterlassen hat; jene Romantik; die in dem Hamburger
Runge ihren einsamen Gipfel fand, die in Gestalt der Nazarener
die·deutschen Akademien neubelebte und speziell in Berlin die

Geistigkeit von peter Cornelius als Mittelpunkt sich erkor. Von
Ihrer Art find die großbürgerlichen Bildnisse der Wilhelm
Schadow, Karl Wach, Begas, Hopfgarten, Hen-
nlng beeinflußt; ihr bestes Teil ist eine hohe Auffassung des

Menschlichen,ihre Form die unbedingte Klarheit der plastischen
VscheinungAusläufer fand sie schon in malerisch gewandelter

Zeit-in Ed. Magnus, dem früheren Menzel und Steffeckz
Jus-: WHAT-sprichteine weiter ausgreifende Mentalität, ein inten-

xperesGerhl für den Zusammenhang des Menschen mit Luft und
Icht und seinem Milieu, die auf die sehr anders geartete· An-

schaUUngSweise des Jmpressionismus hinweist.
» Unmittelbarer und volkstümlicheräußert

lich der Geist der Epoche bei den Genres

Mglerm Das Genre ist seit den bösen
Zeiten der Knaus und Grützner bei Men-
chen mit geistigen Ansprüchen diskreditiert.

Jndessenhandelt es sich in der Biedermeier-
Zelt noch um Schilderung des wirklichen
Volkslebens in feiner Ursprünglichkeit und

echsenKraft, und dies läßt uns erfreuliche
lIcke in das Alltagsleben unserer Urahnen

Um, wie es seither kaum mehr dargestellt
worden ist. Theodor Hosemann geht
allen voran; seine Bildchengeben eine Vor-

steIIUngdes vormärzlichen Berlin, die un-

fchatzbarist in ihrer Fülle von Humor und
Leben: Kellerkneipen, Tandpartiem Sonn-
tagsreiter, besoffene Blaumontagshelden, die

milien und Kindern der bravsten Spießer versteht er unver-

gleichlich zu schildern; ein Zille des Vormärz, in der Objek-
tivität der Kleinleutemalerei von erschütternd soziologischer Wir-

kung. Eine Stufe vornehmer erscheint A. von Rentzell
mit seiner ,,Abgehenden Post«, mit dem entzückenden Durch-
einander seines vom Sturzregen heimgesuchten lMarktgedränges
auf dem BellesAllsia.noe-Platz, vor allem aber mit den reizenden
Promenaden-Wagenausfahrten des Königs und der Königin: un-

faßbar liebliche Prsimitivitäten sallevhöchsterLebens-formen Els -

hso ltz steigt noch weiter zu Msanöiver-, Sonntagsreiters undi Land-

wehrmannsszenen, Julius S ch opp e zeigt das feierliche Sterbe-

lager Friedrich Wilhelms Ul. als eine höfische Zeremonie, die des

grausigen Kontrastes nicht entbehrt, weil der Tod selber in das

Zwangskorsett der Familienhierarchie gepreßt werden soll. Am
Ende solcher stolzen Reihe stehen W. Schütze mit einer aller-

liebsten Wasserpartie und Steffeck mit einer modern-romanti-»
schen Hochsziesitsrseise,die beide uns das verlorene Bürgerparasdisessdes

19. Jahrhunderts in einer äußerst liebenswserten Form heraufrufen.
Das Schönste und- Wehmütisgste sind? aber eigentlich die An-

sichten aus dem alten Berlin. Menschen müssen sterben und mit

ihnen Gebräuche und Frohsinn ihrer Zeit: daß aber die Anmut und
Romantik einer schönen Stadt auch dahingehen muß, will uns

schwer eingehen, wenn wir einmal Siena und Dinkielsbühl in ihrer
Herrlichkeit wohl-erhalten gesehen haben. Leider ist Berlin kein Jlel
wzie Riothensburg geblieben. Was von den Nachkommen, oft in völlig
sinnloser Weise, am salten Stadt-ibin igsesündiiigtiworden ist, erfahren
wir aus den-Ansichten aus der Tiersten Hälfte des 19. Jahr-hunderts,
die namentlich- Ed".Gärt-ner, neben ihm Hummel, Blechen,
Graeb, Hi nstze und nsoch Menzel gemalt haben. Vor allem
Gärtners Bilder find
unerschöpflich an

verschollenen Kösts
lichkeiten aus dem

ältesten Berlin zwi-
schen Linden und

Jannowitzbrückez
Bilder von reinster
Kultur der maleri-

schen Darstellung,
von einer unerhör-
ten Feinheit des Ge-

fühls für die archi-
tektonischen und die

atmosphärischenBe-

sonderheiten der Si-
tuation. Gärtners

Bilder sind nicht
nur wertvoll wegen
der verschwundenen
Kostbarkeiten

Emiz Orzilc

lt
Lützowplatz

a er .

.

Architektur in Berlin, die er uns aufbewahrt hat, sondern vor sallem
wegen der usnvevgleichlichenWahrheit und Jnniigkesit ihrer Dar-
stellung, ihrer Sonne, ihrer luftumspülten Mauerschönheit.

e
»-

ei-

Will man das Berlin von heute kennenlernen, wie es sich in
den Bildern der leben-den Msalser spiegelt, so muß main ins Alte

Schloß gehen, zsur Ausstellung der Die ut s ch e n Ku nstgemein -

sch aft »Das schöne Berlin«. Jn der- Tat gibt es hier ein-e
"

Art Parallele zu dem Bild-e der salten Könsigsstadt, wie sie sich bei
Gärtner, Hummel, Hintze, sGraeb spiegelt. Man sieht, daß »die

heutigen Maler ein offenes Auge haben für die nicht leicht zu ent-
deckende Schönheit der modernen Großstadt.

Das alte Berlin ist relativ einfach ins Bild-
inäßige zu übersetzen. Aber die moderne
Geschäftsstadt zu malen und ihr Sichtbares
ins Symbolische zu erhöhen: das ist eine

schwierige Aufgabe. Ihr werden Künstler
wie Orlik, Annot, J. Wetzel,
Me·id, Jacobi, v. Zitzewitz in

vornehmer Weise gerecht; W u nd e r w a l d,
Fritsch, Barczynski, Deierliiig
in kälterer, sachlicherer Form. Am bestimm- .

testen treffen das Wesen der modernen

Großstadt Batd im Ausschnitt der ganz
modernen funktionalistischen Bauweise von

Mendelsohn, Krantz mit einer kri-

stallklaren Formulierung des Potsdamers
platzsRaumproblems und N e r l i n g e r ,

der das technische Wunderwerk einer mo-

dernen Großstadt symbolisch ver-berühmten ,,Re ber er« beim Männer-
» · · ,

tanz- Kegel- kitndgBillardpartien, dass einfacht in «der· klaren· Systematik
ehagen des kleinen Mannes in der

-

,
. seines konstruktivistischen Bildes ,,Fruh-

Schreberlaube, das Betuliche von Fa- Frühaug 3«7««!7" ZUS «
-
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Geschaftliche Mitteilungen
Erlebnisse schöner Stunden in der Erinnerung festzuhalten, ist wohl

der Wunsch eines jeden Menschen. Die beste Möglichkeit hierzu sind wohl-
gelungene Fotografien. Wieviel Freude und wieviel schönes Nacherleben
bereitet es doch später, wenn man sich die während einer Reise, beim
Sport oder anderen Gelegenheiten selbst aufgenommenen Fotografien be-

trachten kann. Darum schaffe sich ein jeder einen guten preiswerten —

Foto-Apparat an. Die Firma Abeo G. m. b. H» Berlin sw 68, Koch-
strasie 73, bietet Ihnen nun die günstige Gelegenheit, sichohne viel Geld-
ausgaben einen erstklassigen Foto-Apparat zu kaufen, ver angt sie doch nur

eine Teilzahlung von 1,«75M. wöchentlich an. Sie tun gut daran, wenn
Sie sich umgehend einen Fotospezialkatalog dieser Firma besorgen und un·-

verzüglich an Hand dieses Kataloges zum Kauf eines Foto-Apparates bei
der Firma Abco G. m. b. H. schreiten. Günstig für Sie ist noch, daß dort s ·

gleichzeitig samtliche Amateurarbeiten und kostenlose fachmännische Be- Es-
,,- .,, Xs

ratung in allen vorkommenden Fallen vorgenommen wird. « II- VF HXXXXA-—
. « —

« »

,

Eine Nvtdlauhfahrt für RA. Ums-. Wie aus der Anzeige in der gleichen -"". - .. .
-·-··.«····.7.«·-

,

—

Ausgabe hervorgeht, veranstaltet die Hamburg-Süd auch in diesem Jahre wieder .
einige Aordlandfahrten mit ihren bekannten Motorschiffen der »Monte«-Klasse. Z ,-

Folgender Plan ist vorgesehen: 1. Fiordreise nach den schönsten Fiorden von Süd- . . .. —-

fwestsNorwegen vom ö. bis 14. Juli. Mindestpreis 140.— AM. L. Zwei Aordkaps
.

· .
reisen über die schönsten Fiorde nach dein Nordkap vom Z. bis 18. Juli und vom

20. Juli bis 4. August. Mindestpteis 270.—-—AM. Z. Zwei Spitzbergenreisen vom

lS7.iFli,lli
bis 7.bAugti;istuäizdkämS.

TugusxbåsLösiAugusgRchckfderthnderliveltdvonp ergen ü er as or ap un au er n- un ü ahr über eson ers . upaokspsgsss
schöne norwegische Fiorde. Mindesipreis 320.— AM. —- Die Fiordreise fü rt in

·

. - .
«

. - -

die schönsten Meeresbuchten von SüdwestsNorwegem Auf den Ausflügenhwird »F Msss IIMCÆ olmfl vom s« b«18"·Ml· Fahr-»m-
u. a. Stalheim im Näröfsord besucht. — Die Nordkapreisen führen die Touristen einschl. voller Vetpflegung . . . . . von KI.27o-s so

durch Fjotde und die Welt der Lofoten nach dein Nordkap, Europas Nordspitze. u Hosen-Ists-Eine ähnliche Route schlagen die beiden Spitzbergenfahrten ein, die aber außer der ·
. .

«
. .

4 A anhKenntnis von Norwegen auch noch den Besuch von Spiikbergenvermitteln, ja bis MUMESMMOM oIMA Vom WJUUDU · U k·

an die Grenze des Padeisgürtels führen, von wo es ke n Weiterfahren mehr gibt. pkgig gingst-ji« volng ngpssggung von AM« 70«- m

Spitzbergen ist ein ganz eigenartiges Land. Dolomiten- oder Alpenszenerie in spiegel-
glatte See getaucht. Gletscher von größten Ausmaßen die in windsiille Buchten Floqonelse . .

stürzsfuFStleinhaltkemldieclziiitAlpenwiesen voll bunter Viümiein hart neben mit M.-s.,,Monts Gewiss« Vom S. bis

i4.F-hksschro en e stvän en a we seln. Totenstille nur dann und wann das Schreien
« ·

hi· vollg- Vq u von IM. - an
von Seevögeln. Wenige Menschen leben auf-Spitzbergen,nur Bergleute und im preis Ame Weg no ·

Winter Pelzjäger. Dahingegen ist Norwegen bevölkerter und lieblicher in der Natur. I- IPIIIISKCEUISUZS
Grüne Matten wechseln in den Tälern ab mit Feldern und blumeniibersäten Wiesen,
Wasserfälle brausen und donnern schäumend herab, Birken und Heckenrosen umsäumen

mit M.-s- »Meine Gewiss-« vorn i7. Juli hie 7. August

Wege und Felsabhänge, und über all diesem Zauber der nordischen Alpenwelt
FabkpmwemswLwnckamnogwgvonKn«s-o·m

lagert himmlische Ruhe, fernab jedem Menschenlärm und Maschinengetöse. So II· ZPITZIIKCSUKIISS
bedeutet eine Nordlandfahrt Schauen ungeahnter landschaftlicher Schönheit, aber mitM..s.,,M0ntqcorvantes«voms.bisTS.A usi.Fahrs
auch AUsiPKUUUUS Und EVEN-Wiss

preis einschl. voller Verptlegung von RM Ida an
»

Eine Zierde Ihrer Wohnung ist immer wieder ein guter Teppich. Da aber kosrsuhott Aus-confi- uno ungetragen-« our-on ost

der Kauf eines Teppichs stets eine große Bertrauenssache ist, muß die Wahl des IIIHIUWIIIIIIIIIMI IIIIMWIIIWW
Verkäufers sorgfältig getroffen werden. Auf Grund eigener Erfahrung können wir s-« A M S u K s e - H 0 i. z S n 0 c K s: s

unseren verehrten Lesern aufs wärmste die allerorts bekannte Fa. Teppich-Vogel,
Berlin, Potsdamer Straße 14, empfehlen. Die Berliner Herrschaften werden zu
einem unverbindlichen Besuch der reichhaltigen Lager in der Potsdamer Straße 14
eingeladen, während auswärtige Interessenten die Kataloge einzufordern belieben.
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